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!! Pioniere wie Jungnazis gedrillt?
Leipziger Schulmuseum nicht nur in räumlicher,
sondern auch in bedenklicher geistiger Nähe zur
„Runden Ecke“                                     Seite 4
!! Ein Marxist an der Wall-Street
Hochgeehrt begeht der Ökonom Günter Rei-
mann aus der Uckermark in den USA seinen
100. Geburtstag.                                    Seite 7
!! Skandal um das Gedenken
Seit zu Jahresbeginn die NS-Opferverbände die
Stiftung sächsische Gedenkstätten verließen, hat
deren Politik der Gleichsetzung von Nazi-Ver-
brechen und sowjetischer Verfolgung  die Fron-
ten nur noch verschärft.             Seiten 8-9

Unerquickliche Verquickun-
gen

Das muss der lohnabhängige Mensch schon
zur Kenntnis nehmen, ehe er schicksalergeben
den Gürtel enger schnallt: General Motors
meldete Anfang Oktober aus seinem
Stammsitz Detroit, der Gewinn sei im ab-
geschlossenen Rechnungsjahr um 3,5 Pro-
zent auf 440 Millionen Dollar gestiegen. 
Was blieb dem Konzern da anders übrig, als
seine enttäuschten Aktionäre noch vor dieser
Gewinnmeldung über das Schlimmste hinweg-
zutrösten: Man werde 12 000 Stellen, davon
10 000 in Deutschland, streichen!  
In den amerikanisch gesteuerten Opel-Werken
geschieht nichts anderes als überall in den ver-
blühenden bundesdeutschen Landen, man will
mit hanebüchen unökonomischen Lösungen
mehr Profit herausquetschen: Das heißt: län-
gere Arbeitszeiten, geringere Arbeitskosten.
Kürzlich las ich eine Berechnung, derzufolge
der Unternehmer, seit die paritätische Kran-
kenversicherung von der rot-grünen Regie-
rung abgeschafft wurde, nur noch einen 20-
prozentigen Anteil beisteuert. 
Aber bleiben wir bei General Motors und Opel
und betrachten das Ganze einfach mal mit
der Ostler-Brille:
Es geschieht derzeit doch nur die Fortsetzung
dessen, was der Osten schmerzhaft durchlitt,
was aber kaum einen Westler irgendwie rühr-
te: Marode oder auch ganz und gar nicht mar-
ode Werke werden aus kapitalinternen Grün-
den plattgemacht, die Arbeitenden zu Ar-
beitslosen und damit sich selbst überlassen.
Tatsache ist, das Opel-Werk in Bochum hat
nicht nur wassereimergroße Löcher in den Dä-
chern und gefährliche Risse im Backsteinmau-
erwerk, auch der Produktionsablauf ist eher
vorsintflutlich. Das Opelwerk in Eisenach da-
gegen ist dank der Fördermittelgeschenke
vom Feinsten. Zudem bietet es den Profiteu-
ren 25 Prozent Kostenvorteile durch längere
Arbeitszeiten und geringere Sonderzahlun-
gen. Bei der Qualität gehört das Werk ohne-
hin zu den besten in Deutschland.
Da kann ein wütender Opel-Arbeiter, wie
jüngst im Fernsehen gezeigt, noch so sehr
auf Eisenach fluchen und die Schließung die-
ses Werkes verlangen – Unsolidarität ist kein
Ausweg aus der Misere. Auch nicht ange-
sichts des noch weiter nach Osten gehenden
Trends. Das polnische Werk in Gliwice bietet
noch mehr Extraprofit, weil dort unter ande-
rem die Löhne etwa viermal niedriger sind als
in Bochum. Was für ein Extraprofit. Der muss
thematisiert werden!
Und – auch das ist nicht zu vergessen: Gene-
ral-Motors ist dem Bush-Clan verpflichtet und
dankte mit dem Opel-Werk der polnischen
Regierung für die Bestellung von US-Kampf-
flugzeugen.                                       • M. W.
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Interessiert oder auch kopf-
schüttelnd verfolgten Passan-

ten in Borna-Gnandorf erneut,
wie Riesenbagger der Zeitzer
Abriss GmbH Wohnblocks dem
Erdboden gleich machen. Mitt-
lerweile handelt es sich um die
zweite Welle der Zerstörung, um
Leerstände aus der Welt zu
schaffen. Nach zwei sechsstö-
ckigen Häusern in der Rau-
penhainer Straße mit 192 Woh-
nungen, dem Plattmachen eines
der beiden Seniorenwohnheime
An der Aue (siehe Foto) folgten
nunmehr zwei weitere Blöcke
mit 164 Wohnungen in der
Neuen Platekaer Straße.
Sie alle, in der Mitte der 80er
Jahre erbaut, haben gewisser-
maßen mehrfach ihre Schuldig-
keit getan. Seinerzeit eitel Freu-
de über schöne, moderne Woh-
nungen, baufinanziert aus Mit-
teln des DDR-Staatshaushalts
und damit von den Bürgern der
DDR. Dann, nach der Rück-
wende, wurden die Wohnungen
plötzlich altlastig – und dienten
mit erfundenen Altschulden und
horrenden Zinsen zu Lasten der
Kommunen und der Wohnungs-
wirtschaft dazu, Banken jenseits
der DDR enorme Extraprofite zu
verschafffen. Auf diese Weise hat
der Bürger hierzulande durch
Steuern zum zweiten Male für die
Wohnungen bezahlt. Konkret:
Abermals bezahlt der Steuer-

zahler allein für den Abriss dieser
hier genannten Wohnungen 560
000 Euro, die „im Rahmen des
Stadt- und Bauprogramms Ost“
von Land und Bund übernommen
werden.
Wie im Lokalteil Borna der Lei-
pziger Volkszeitung zu entneh-
men war, hat die Bornaer Wohn-
und Siedlungsgesell-schaft wei-
tere Häuser auf der Ab-
bruchliste. Man warte auf wei-

tere Fördermittel dafür, so heißt
es, und  auch darauf, wie Hartz
IV sich auf die Wohnsituation
auswirke. 
Indes kann man wohl seitens der
Vermieter schon über künftige
Mieterhöhungen nachdenken.
Noch in diesem Jahr soll ferner
die Mitte der 80er Jahre erbaute
neue Schule in Gnandorf abge-
rissen werden.

• BRUNO SCHWEITZER

Abrissbagger wüten in
Borna-Gnandorf

Fünf Wohnblöcke schon „vom Markt genommen”

Das war ein Seniorenwohnheim                         Foto: Schweitzer

Ich schränke mich ein, 
du schränkst dich ein 

Das ist der neue Trend: Arbeiter retten die deutsche Wirt-
schaft mit Lohnverzicht oder Mehrarbeit vorm Ruin. Nicht
ganz freiwillig, aber geduldig nach gutem Zureden durch
Gewerkschaftsobere. Was DaimlerCrysler als Signal setz-
te, machte Schule, nicht nur in der Autoindustrie, jüngst
zum Beispiel auch bei den Leipziger Verkehrsbetrieben:
Geschäftsführung und Belegschaftsvertreter, assistiert von
Ver.di, schlossen einen „Solidarpakt der Einschränkun-
gen“. Für das vage Versprechen, Kündigungen möglichst
zu vermeiden, das heißt für viel weniger als eine Arbeits-
platzgarantie, müssen die Beschäftigten eine Arbeitszeit-
senkung mit entsprechenden Lohneinbußen, weniger Ur-
laubstage und geringeres Weihnachtsgeld hinnehmen. 
Eine neue Facette bei solchem Sozialraub ist, dass immer
häufiger die Manager, manchmal gar die Aktionäre, schein-
bar mit gutem Beispiel vorangehen – um zu zeigen, dass
die Lasten gerecht verteilt werden. Auch der Bundesprä-
sident, der Kanzler, die Minister, Staatssekretäre wie an-
dere hohe Beamte müssen Opfer bringen: keine Gehalts-
steigerungen in diesem Jahr, hat die Regierung beschlos-
sen. Das ist nicht nur Schmierentheater, das ist übelste
psychologische Kriegführung des Kapitals gegen das
Volk. Es geht um Leute, die Zehntausende im Monat
schlucken und bei denen man angesichts ihres Tuns und
Lassens manchmal fragen muss: und dafür bekommen
die noch Geld? Jetzt stellen sie sich in eine Front mit Ar-
beitern, kleinen Angestellten und Hartz IV-Almosenemp-
fängern. Man wird erinnert an das Gleichheitsgebot im vor-
revolutionären Frankreich: Es sei Arm wie Reich verboten
sei, unter Brückenbögen zu schlafen.   • KURT RECHT

Wahl des Oberbefehlshabers
Die Präsidentenwahl in den USA hat die hiesige Öffent-
lichkeit wohl interessiert, aber doch nicht sonderlich erregt
– sieht man von den Stimmungsmachern der großen Me-
dien ab. Bei vielen resultiert die Gelassenheit sicherlich
aus der Erfahrung, dass Wahlen unter solchen Bedingun-
gen wie in den USA kaum Chancen für ernsthaften Politik-
wechsel bieten. Man errinnert sich an das Fazit des „ra-
senden Reporters“ Egon Erwin Kisch, der die Präsidenten-
wahl 1928 miterlebte und in „Paradies Amerika“ notierte:
„Was ändert sich eigentlich dadurch, ob Smith oder Hoo-
ver gewählt wird?“ „Oh, es ändert sich ebensoviel, wie wenn
Tunney statt Dempsey Weltmeister im Boxen wird.“
Ein Sieg Kerrys hätte keine grundsätzlich neue Politik be-
deutet, aber – eine Niederlage Bushs wäre für die Welt
schon ein willkommenes Signal gewesen. Hingegen kann
sich die LVZ nicht genug darüber begeistern, dass der alte
Präsident der neue ist. Im Leitartikel wertet der Chefre-
dakteur als historischen Triumph, dass Bush „von der bür-
gerlichen, religiösen, konservativen und weißen Mehrheit“
(einem Drittel der Wahlberechtigten!) im Amt bestätigt“
wurde – „trotz seiner Fehler im Irak“. Fehler – Hilders Wort
für kapitale Kriegsverbrechen. Offenbar ist ihm die Stim-
mung deutscher und anderer europäischer Politiker nach
diesem Wahlsieg zu bieder, und er fordert von ihnen, auf
Bush zuzugehen und sich nach den Zerwürfnissen der
vergangenen Jahre an seinem Versuch zu beteiligen, das
von ihm „zertrümmerte transatlantische Porzellan zu kit-
ten“, damit nicht „der Westen“ weiter geschwächt werde.
Weiter ist auf Seite 1 die Äußerung eines amerikanischen
Politikwissenschaftlers herausragend platziert: „Bushs kla-
re, einfache Worte, sein Eintreten für eine robustere Au-
ßenpolitik vermitteln eher Sicherheit bei einem Gefühl der
allgemeinen Bedrohung.“ Noch eine sträfliche Beschö-
nigung: „robustere Außenpolitik“ für Staatsterrorismus. Auf
Seite 3 rundet die Überschrift die Bewertung der Wahl ab:
„Amerika wählt Stärke“ – und Konservatismus: Die Ame-
rikaner „wollen einen ,starken Mann‘ im Weißen Haus und
eine konservative Politik im Kongress“.
Niemand muss sich da wundern, wenn in der LVZ bald
auch Forderungen nach einer „robusteren“ deutschen Au-
ßenpolitik, nach verstärktem militärischen Engagement in
aller Welt ertönen, Forderungen nach einer rascheren Mo-
dernisierung der Bundeswehr – mit allem, was dazuge-
hört: Sparkurs, Patriotismus und auch eine „robustere
Innenpolitik“. Der Weg ist schon lange vorgezeichnet.

• GÜNTER LIPPOLD

LN. In der Nacht vom 6. zum
7. November verübten Nazis
in der sächsischen Kleinstadt
Wurzen einen Bombenan-
schlag auf das Gebäude des
Netzwerkes für demokratische
Kultur e.V. (NDK). Sie instal-
lierten an den Scheiben und
am Eingang des Gebäudes
zwei Rohrbomben und brach-
ten sie zur Explosion. 
Die Verletzung bis hin zur Tötung
in der Nähe befindlicher Perso-
nen wurde dabei billigend in Kauf
genommen. Es entstand kein
Personen-, aber Sachschaden.
Kerstin Köditz, Grimmaer PDS-
Landtagsabgeordnete, nennt den
Anschlag auf das Netzwerk
„ein Resultat des schon traditio-
nellen Versagens des Oberbür-

germeisters Dr. Schmidt und der
CDU-Ratsmehrheit bei der Be-
kämpfung der extremen Rech-
ten“. Sie fordert von der Wur-
zener CDU Konsequenzen ge-
gen einen Laden, der die extre-
me Rechte mit Material ver-
sorgt. Sie warnt vor einem Ver-
sand, der offen als Unterstützer
der Schulhof-CD der Neonazis
im Internet auftritt und mit
Combat Wurzen eine lokale
Gruppe als Kontaktmöglichkeit
nennt. Wenn in Wurzen weiter-
hin die „Strategie der berühmten 
drei Affen“ betrieben wird, wer-
de der Anschlag auf das NDK
nicht der letzte bleiben.
Bei dem Wurzener Netzwerk für
Demokratische Kultur handelt
es sich um ein alternatives Pro-

jekt, das durch seine Arbeit
gegen Rassismus und Nazismus
in der Vergangenheit immer
wieder Ziel nazistischer An-
schläge geworden war.  
Gegen diese Aktionen und die
stillschweigende Duldung durch
die Bevölkerung demonstrierten
in der Nacht vom 7. zum 8. No-
vember sowie am darauffolgen-
den Montagabend knapp 200
Personen im Leipziger Süden. 
Die Sprecherin der beteiligten
antifaschistischen  Gruppen, Cla-
ra Kujat, betonte: „Wir wollen
zeigen, dass wir die zunehmen-
de Bedrohung durch militante
Nazis nicht hinnehmen.“ Sie
machte auf das die Naziaktivi-
täten tolerierende gesellschaftli-
che Umfeld aufmerksam.

Der eigentlich erwartete politi-
sche Super-Gau ist eingetreten.
Der erste Mann des  „mächtig-
sten“ Landes der Erde, der sich
bisher dadurch auszeichnete,
dass er militärische Auseinan-
dersetzungen inszenierte, andere
Staaten und ihre Repräsentanten
diffamierte und die Welt will-
kürlich in Gut und Böse einteilt,
ist nun wieder durch das Votum
einer Mehrheit der amerikani-
schen Wähler ans politische
Ruder gelangt. Es bedarf keiner
großen Phantasie, um schon jetzt
zu wissen, wo das Schiff hinsteu-
ert. Mit seiner aggressiven Au-
ßenpolitik hat Mister Bush bereits

in der Vergangenheit an Sympa-
thie und Autorität bei der Weltge-
meinschaft, außer bei seinen will-
fährigen Lakaien, eingebüßt.
Die Welt darf sich offensichtlich
in den nächsten Jahren auf eini-
ges gefasst machen. Ein politi-
scher Hasardeur wie Bush ist zu
allem fähig und damit unbere-
chenbar. Seine Politik ist Staats-
terrorismus. Merkt denn die Be-
völkerung der USA gar nicht,
wie ihr Präsident systematisch
die Welt auf einen Abgrund zu-
steuert?  Warum, so fragt man
sich, identifiziert sich ein so
großer Teil der amerikanischen
Wähler mit dem aggressiven

Kurs ihres Präsidenten? Die
Ursache sehe ich in dem seit Ge-
nerationen der amerikanischen
Gesellschaft anerzogenen into-
leranten Patriotismus und Natio-
nalismus, der schon  an Fanatis-
mus grenzt. Kein Wunder, dass
viele Amerikaner die USA als
„Gottes eigenes Land“ betrach-
ten und daraus ableitend an
einen Führungsanspruch in der
Weit glauben.  
Die Gefahr weiterer militärischer
Auseinandersetzungen wird
wachsen. Hoffentlich wird „Frie-
den“ unter dieser Ägide nicht ei-
nes Tages zum Fremdwort !

G. FLEISCHHAMMER

LESER MEINEN Wird Frieden unter Bush Fremdwort?

Nazi-Anschlag auf Netzwerk für demokratische Kultur

Tote billigend in Kauf genommen
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In den Kulissen des Film-
parks in Potsdam-Babels-
berg fand am 30. und 31.

Oktober die erste Tagung des 9.
Parteitages der PDS statt. Der
Tagungsort war eine Referenz
an den PDS-Landesverband,
hatten doch die Brandenburger
am 19. September mit dem über-
ragenden Landtagswahlergebnis
der PDS das Vertrauen gegeben.
Die Tagungsstätte Filmpark war
zugleich Referenz an den lang-
jährigen Rektor der benach-
barten Filmhochschule Lothar
Bisky, den alten und mit respek-
tablen 90 Prozent wiederge-
wählten Parteivorsitzenden. 
Traditionsgemäß eröffnete Hans
Modrow als Ehrenvorsitzender
die Tagung. In einem von der
Basis zu diskutierenden Exposé
hatte er sich zum Zustand und
den Herausforderungen für die
PDS geäußert. Am Rande des
Parteitags gab es eine kleinliche
bis peinlich intolerante Diskus-
sion darüber, ob denn der Ehren-
vorsitzende das darf und damit
einseitig Positionen festgeklopft
würden. Kämpfe untereinander,
die mancher jedoch mit dem poli-
tischen Gegner scheut, sind in der
PDS längst nicht überwunden.
Dies merkte auch Lothar Bisky
in seinem Referat an. 
Aktuelle Auseinandersetzungen
um den Vormarsch der Rechts-
radikalen aufgreifend, verbat
sich Bisky in ungewohnt schar-
fen Worten eine Gleichsetzung
von Neonazis mit der PDS. Dies
sei eine Beleidigung für viele
Parteimitglieder, darunter jene,
die als Kämpfer gegen den Fa-
schismus ihr Leben riskiert ha-
ben und sich heute mit jüngeren
aktiv der neofaschistischen Ge-
fahr in Deutschland widerset-
zen. Wichtig ist deshalb die
beschlossene Resolution zum
60. Jahrestag der Befreiung vom
deutschen Faschismus.  
Als stellvertretende Parteivor-
sitzende wurden Katja Kipping
und Wolfgang Methling wieder-
und Dagmar Enkelmann neu
gewählt. Das Wahlergebnis für
den Bundesgeschäftsführer Rolf
Kutzmutz zeugt vom großen
Vertrauen, dass er in der Mit-
gliedschaft hat und würdigt sei-
nen unermüdlichen Fleiß. Er
steht trotz finanzieller Zwänge
dafür, die Arbeitsfähigkeit der
ostdeutschen PDS-Landesver-
bände zu erhalten und Spiel-
räume für den Aufbau im Wes-
ten zu bewahren. Gleiches trifft
auf die Unterstützung  und Ein-
beziehung der IG, AG und Platt-
formen zu. Mit der Wiederwahl
wurden ebenso die Leistungen
von Bundesschatzmeister Uwe
Hobler für eine ausgeglichene
und effiziente Verwaltung der
Finanzen der PDS gewürdigt.
Bei der Wahl der Mitglieder des
neuen Parteivorstandes wurde
offensichtlich, dass für viele
Delegierte nicht so sehr die Zu-
gehörigkeit zu einem Landesver-

band oder einer Plattform, son-
dern der persönliche Einsatz
maßgebend gewesen ist. Zum
Parteivorstand gehören nun ne-
ben Sarah Wagenknecht und Bo-
do Ramelow junge Genossinnen
und Genossen, die sich bereits
durch aktive Arbeit einen Namen
gemacht haben, sowie gestandene
Genossen aus westdeutschen
Landesverbänden.  
Potjomkinsche Dörfer und
Tricks gehören zum Alltag eines
Filmstudios wie Babelsberg,
nicht aber zu dem einer Partei.
Um den politischen Alltag mit
und für Menschen zu gestalten,
bedarf es des Engagements je-
des Genossen und des Wirkens
vor Ort.   

Neben Wahlen stand vor
allem ein Leitantrag des
Bundesvorstandes im

Mittelpunkt der Konferenz. Wi-
derstand und Protest, der An-
spruch auf Mit- und Umgestal-
tung sowie über den Kapitalismus
hinaus weisende Alternativen bil-
den für sozialistische Politik nach
dem Verständnis der PDS ein
unauflösbares Dreieck, wie dies
mit dem Leitantrag bei einigen

Änderungen und Ergänzungen
beschlossen wurde. Als statische
Figur bietet das Dreieck die größ-
te Stabilität gegenüber anderen
geometrischen Figuren und wird
deshalb in Fachwerkkon-struktio-
nen angewandt. Das heißt aber
auch, dass auf keine Seite ver-
zichtet werden kann.

Unbestritten gehörte die
Rede von Gregor Gysi
zu den Höhepunkten des

Parteitages. Kaum einer hatte
bemerkt, dass er 40 Minuten
statt der geplanten Viertelstunde
gesprochen hatte. Sein Credo:
Die PDS hat dann eine Chance,
wenn sie die Partei der deut-
schen Einheit wird. So kommt
manche Reaktion im Westen für
ihn nicht überraschend, wurden
doch die Westdeutschen um
Chancen der Einbringung positi-
ver Erfahrungen aus der DDR in
den Einigungsprozess gebracht.
Transferleistungen werden falsch
dargestellt. Es werden Bruttoleis-
tungen unter Einschluss von
Steuern, die der Bund kassiert, als
Nettoleistungen ausgegeben,
ebenso wie Leistungen für die
Bundeswehr dem Osten, nicht

jedoch dem Westen angerechnet
werden. Für Gysi gibt es nicht
den Ost-WestKonflikt, sondern
den zwischen oben und unten.
Zugleich dürfe die PDS Freiheit
und soziale Sicherheit nicht
gegenüberstellen; sie müsse für
beides einstehen.

Im Auftrag von LEIPZIGS
NEUE befragte ich Delegier-
te nach ihren Eindrücken

vom Parteitag. Für Bodo Rame-
low sind Herausforderungen
nach dem Parteitag vor allem
die Unterstützung der Landtags-
wahl in Nordrhein-Westfalen
sowie der Kampf um den Ein-
zug in den Bundestag mit deut-
lich über fünf Prozent. 
Birgit Dilly, PDS-Stadträtin in
Bad Düben, freute sich: „Gregor
ist wieder da.“ Für die Leipzi-
gerin Margitta Klug hat der
Parteitag dann ein wichtiges
Ziel erreicht, wenn der Be-
schluss zur Parteireform an der
Basis diskutiert und umgesetzt
wird. Grete Bach, seit vielen
Jahren Mitglied des Parteiratess,
meinte, dass für sie eine wichti-
ge Erfahrung sei, dass neben
gestandenen auch viele neue

Gesichter der PDS, bereits mit
politischer Erfahrung, den Par-
teitag aktiv mit gestalteten,
selbst wenn sie noch jung sind.
Beispiel dafür ist Julia Bonk, die
ehemalige Landesschülerspre-
cherin aus Sachsen. 
Der Bundesparteitag wählte
auch die Delegierten zum Par-
teitag der neugegründeten Eu-
ropäischen Linkspartei und be-
schloss die Mitgliedschaft der
PDS. Infolge ungenügender Ab-
stimmung im PDS-Landesver-
band Sachsen scheiterten Peter
Porsch und Steffen Tippach bei
der Delegiertenwahl.  
Befremdlich stimmte ein –
mehrheitlich abgelehnter – Än-
derungsantrag von Elke Brück-
ner, dass man die Mitglieder
nicht zum Beitrag von 50 Cents
im Monat für die Europäische
Linkspartei zwingen könne.
Dabei ist die internationale So-
lidarität für KommunIstinnen
und SozialistInnen doch ein
wichtiges Anliegen. 
In den Debatten wurden  die fort-
schrittlichen Inhalte der EU-Ver-
fassung und deren Entstehung
gewürdigt. Trotzdem kann und
darf eine konsequente Friedens-
partei keiner Verfassung ihre Zu-
stimmung geben, die Aufrüs-
tungszwang und die Unterord-
nung unter die NATO und damit
unter die USA ebenso wie eine
hegemoniale und aggressive Au-
ßenpolitik festschreibt. Deshalb
lehnte eine große Mehrheit der
Parteitagsdelegierten eine Zu-
stimmung zur EU-Verfassung ab.
Außerdem forderte die PDS,
übrigens als erste Partei in der
BRD, ein Referendum  über die
EU-Verfassung. 
Zu den beschlossenen Anträgen
gehören 12 Grundsätze, die von
der bisherigen Statutenkommis-
sion erarbeitet wurden und nach
breiter Diskussion in der Partei-
basis Grundlage für Änderungen
des Statuts sein sollen. 
In seinem Schlusswort resü-
mierte Lothar Bisky, dass die Ta-
ge von Potsdam  Mut gemacht
haben. Inhaltlich und personell
seien die Weichen für den Wie-
dereinzug der PDS 2006 in den
Bundestag in Fraktionsstärke
gestellt. „Wir haben gestritten,
dürfen uns aber nicht auseinander
streiten“, gab er den Genossinnen
und Genossen mit auf den Weg.  

Vom 9. PDS-Parteitag:

Strategisches Dreieck

Der alte und neue Parteivorsitzende Lothar Bisky inmitten seiner gewählten Vorstandsmitglieder
Dagmar Enkelmann, Katja Kipping, Wolfgang Mehtling, Rolf Kutzmutz, Uwe Hobler, Katrin
Kunert, Katina Schubert, Anja Stiedenroth, Elke Breitenbach, Sahra Wagenknecht, Antje Brose,
Dorothée Mentzner, Ulla Lötzer, Jan Korte, Wolfgang Gehrcke-Reymann, Bodo Ramelow, Har-
ald Werner, Paul Schäfer und Torsten Koplin                                                             Foto: Fie-

In einem Brief des „Geraer Dialogs/
Sozialistischer Dialog“ an die Dele-

gierten des PDS-Parteitages heißt es:

(...) Die Interessen und der Wille derjenigen,
die sich gegen das Diktat des grossen Kapi-
tals auflehnen, verschaffen sich mühsam,
aber deutlicher als bisher Gehör. (...) Der
Leitantrag des Parteivorstandes wird dieser
Situation nach unserer Meinung nicht
gerecht. Sein Ausgangspunkt – Deutschland
befinde sich im Umbruch und niemand
könne sich der Notwendigkeit eines Umbaus
entziehen – ist falsch. Eine Analyse der
gegenwärtigen Situation und Gangart des
Kapitalismus wird nicht vorgenommen.
Das im Leitantrag entwickelte Konzept
eines „strategischen Dreiecks“ – Druck von
links, Zusammenarbeit mit den Gewerk-
schaften und den sozialen Bewegungen,
Übernahme von Regierungsverantwortung

– ist diffus und insgesamt untauglich für die
Entwicklung einer zeitgemäßen Strategie
progressiver Gesellschaftsveränderung.  
(...) In der Losung „Veränderung beginnt mit
Opposition” sehen auch wir einen richtigen
Ansatzpunkt für eine politische Strategie pro-

gressiver Gesellschaftsveränderung von
links. Dieser Ansatz muss weiterentwickelt
werden zu einem Konzept der Schaffung
von organisierter politischer und geistig-kul-
tureller Gegenmacht. (...)
Dem forcierten Klassenkampf von oben
muss der Kampf und die Macht der Ge-
sellschaft von unten entgegengestellt wer-
den. Nicht in illusionären Hoffnungen auf
einen neuen Gesellschaftsvertrag oder die
Einsicht der Regierenden in die Qualität

unserer politischen Reformprojekte sehen
wir die wichtigste Voraussetzung für eine
politische Wende. Wir sehen sie im Aus-
bau und der Festigung einer Gegenmacht
mit starken Gewerkschaften und einer
kämpferischen sozialen und politischen
Bewegung, in der auch die PDS ihren Platz
finden muss. 
Bloßer „Druck“ oder ein Bündnis mit den
sozialen Bewegungen reicht nicht. Es geht
bei der Strategie der Schaffung von
Gegenmacht im Kern um die Überwindung
der Krise des subjektiven Faktors, d. h. um
die Überwindung der verbreiteten politi-
schen Passivität der von der Lohn-drücke-
rei und der Politik des Sozialraubs betrof-
fenen abhängig Beschäftigten und Ar-
beitslosen. Im praktisch-politischen Kampf
gegen diese Politik und für alternative Kon-
zepte muss ein grundlegend anderes Kräf-
teverhältnis erreicht werden. (...)

Gegenstandpunkt

Von SIEGFRIED
SCHLEGEL
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LN. Es habe bisher noch keinen Eklat ge-
geben mit der im sächsischen Landtag
vertretenen NPD, war in der Presse zu
erfahren. Wirklich nicht? Der Syrer
Hassan Zeinel Abidine und Georges
Gnimassoun aus Kamerun sind da ande-
rer Meinung, denn das erste, was die
rechtsextreme Partei nach ihrem Einzug
ins Dresdner Rathaus forderte, war die
Abschaffung des Ausländerbeirats. „Und
wir beobachten“, so Hassan Zeinel Abi-
dine, „dass Rechtsextreme in Wohnge-
bieten mit hohem Ausländeranteil mit
Flugblättern versuchen, deutsche Ein-
wohner gegen Ausländer zu beeinflussen.“
An Hartz IV und Arbeitslosigkeit seien
die Ausländer schuld, werde behauptet.
Auch der Vorwurf der latenten Krimina-
lität stoße bei manchen Bürgern durch-
aus auf offene Ohren. 
Mit diesen Bürgern könne man ja unter
Umständen reden, aber nicht mit organi-
sierten Nazis und Schlägern in Springer-
stiefeln, stellen Hassan und Georges klar.
Sie sehen in der Arbeit eines Ausländer-
beirates die Möglichkeit, die Belange

ausländischer Bürger öffentlich zu ver-
treten und sie in kommunale Entschei-
dungen einzubringen. „Wir haben nicht
die finanziellen Möglichkeiten für große
Flugblatt- und Plakataktionen“, räumen
sie ein. Und: „Wir stehen noch ganz am
Anfang“, vergleichen sie die bisherige
Arbeit mit den Erfahrungen von Aus-
länderbeiräten etwa in Nordrhein-West-
falen oder in Dresden und Chemnitz.
„Die Ausländerbeiräte in alten Bundes-
ländern haben enorme Rechte zur
Mitsprache, z. B. bei Weiterbildung, Be-
rufsberatung, bei kommunalen Vorhaben
und Betreuung alleinstehender Mütter.“
Einige Wochen ist es nun schon her, als
sich in den Räumen der Gesellschaft für

Völkerverständigung eine Arbeitsge-
meinschaft zur Bildung eines Leipziger
Ausländerbeirates konstituierte. Rund 50
Interessenten aus den verschiedensten
Berufen kamen auf Grund eines Aufrufs
zusammen, der auch an alle Stadtrats-
fraktionen und an die Presse versandt
wurde. Die von den Teilnehmern der
Versammlung bestätigte Arbeitsgemein-
schaft, bestehend aus 13 Mitgliedern,
wählte Hassan Zeinel Abidine zum Vor-
sitzenden und Georges Gnimassoun zu
seinem Stellvertreter.
Sieben Prozent Ausländeranteil an der
Bevölkerung machen die Bildung einer
Vertretung der Ausländer erforderlich,
um die Integration zusammen mit der

Stadtverwaltung zu realisieren. „Wir wol-
len, dass die Ausländer selbst ihre
Vertreter wählen, wollen uns selbst stär-
ker als Bindeglied zur Kommunalpolitik
und Stadtverwaltung einbringen, in
sozialen Fragen Partner für die Stadt
sein“, betont Hassan. Er erinnerte daran,
dass vor etwa zwei Jahren ein erster
Versuch, solch einen Beirat ins Leben zu
rufen, scheiterte. Der damals von der
PDS-Fraktion in diesem Sinn gestellte
Antrag, den auch die Fraktion Bündnis
90 / Die Grünen unterstützte, fand keine
Mehrheit. Er scheiterte allerdings auch
am mangelnden Engagement von Aus-
ländern selbst.
Optimistisch sehen Georges und Hassan
in die Zukunft. Mit einer begonnenen
Unterschriftensammlung zur Vorlage im
Stadtrat will die Arbeitsgruppe ausländi-
sche und deutsche Stimmen für die
Bildung eines Ausländerbeirates gewin-
nen. Geplant sind weitere Gespräche mit
allen Stadtratsfraktionen und einzelnen
Abgeordneten sowie die Teilnahme an
Foren.                                            

Ausländer sollen als Partner
der Stadt angesehen werden

Unter dem Titel „Fremde
und Gleiche in der DDR-
Schule“ fügt das
Schulmuseum im Haus
Goerdelerring 20, ganz in
räumlicher und geistiger
Nähe der „Runden Ecke“,
mit einer von Omar Kamil
und Nadja Treuter  konzi-
pierten Ausstellung einen
weiteren Beitrag zur
Abrechnung mit der DDR
und ihrer Gesellschaft
hinzu. Wie auf jeder
Richtstatt geht es weder
mit Samthandschuhen zu
noch mit Toleranz,
Objektivität und Ver-
ständnis für historische
Zusammenhänge.

Erich Fromm philosophierte,
der Mensch könne die Gleich-
heit aller Menschen spüren,
„wenn er sich ganz und gar zu
erkennen versucht und dabei
merkt, daß er dem anderen
gleicht und sich mit dem ande-
ren identifiziert“. Ein An-
spruch, zu dem sich die DDR
besonders in ihrer Jugendpoli-
tik bekannte. Nicht zuletzt die
Weltfestspiele und deren Vor-
bereitung an der Basis des Ju-
gendverbandes standen in sol-
cher Denktradition unter dem
Motto „Frieden, Freundschaft,
internationale Solidarität“.
Schon die ABC-Zeitung, her-
ausgegeben für Jungpioniere,
deren Eltern und Erzieher, be-
kannte auf einer im Original
ausgestellten Titelseite 1949:
„Freundschaft halten mit ande-
ren Völkern, das möchten auch
wir, das wollen vor allem unse-
re Jungen Pioniere.“ 
Doch dem Anspruch und der
Euphorie stehen mitunter ande-
re Erfahrungen gegenüber. Der
Afrikaner Frank Rahm erinnert
sich an den Alltag: „ ... Rassen-
diskriminierung gab es schon
in der DDR.“ Räumt jedoch
ein, es habe auch Leute gege-
ben, die Ausländern gegenüber
herzlich waren. Nora Andre-
jewa allerdings meint: „Manch-
mal dachte ich, ich bin ein Ufo,
ein Exot.“

Susann Tittel beurteilt die
DDR-Erziehungspolitik in Sa-
chen Internationalismus: „...
Spendenaktionen ..., wir sam-
melten für die armen Kinder in
Vietnam ... Ansonsten weiß ich
nicht. Es wurden uns politische
Bilder eingeprägt, aber es wur-
den uns keine fremden Kultu-
ren vermittelt.“
Die Schulpädagogik in der
DDR, so dozieren die Ausstel-
lungsmacher, „war nicht auf
die freie Entfaltung der sozi-
alistischen Persönlichkeit aus-
gerichtet. Preußische sozialisti-
sche Tugenden wie Disziplin,
Ordnung, Fleiß, Pünktlichkeit
und Staatstreue hatten Vor-
rang.“ Was auch Ausgrenzung
bedeuten konnte, nicht nur für
Ausländer, sondern „auch für
Christen, gläubige Juden,
Wehrdienstverweigerer und
Linkshänder, für den, der aus
der Reihe tanzt“, so die Aus-
steller auf der Eingangstafel.
Wen wundert es also, wenn die
früheren Pioniere und FDJler
später, wenn auch meist nicht
begeistert, diszipliniert und

stramm bei GST, Armee und
Zivildienst im Gleichschritt
mitmarschierten?
„Drill, Gleichschaltung wie bei
den Nazis?“, zweifelte ein Be-
sucher des Podiumsgesprächs
zum Buch „Beim kleinen Trom-
peter habe ich immer geweint –
Kindheit, Schule und Junge
Pioniere in der DDR“, zu dem
unlängst die Autorin Barbara
Felsmann und die Friedrich-
Ebert-Stiftung ins Schulmu-
seum eingeladen hatten. Auto-
ritärer Erziehungsstil, der den
Pädagogen unter Strafe der
Versetzung abverlangt und den
Kindern seit der Kinderkrip-
penzeit zugemutet worden sei,
so der Vorwurf an die DDR-
Schulbildungspolitik.
Barbara Felsmann, von Haus
aus Lehrerin, räumt ein, die
Kinder wollten Mitglied der Pio-
nierorganisation werden, trotz
der Ablehnung mancher Eltern.
„Sie hätten sich sonst als Au-
ßenseiter gefühlt.“ Außerdem,
ergänzte Elke Urban, Leiterin
des Schulmuseums, konnten
sich die Kinder in den Pionier-

nachmittagen mit eigenen Ideen
einbringen, anders als im lehr-
planbestimmten Unterricht.
Was die Ausstellung völlig ver-
missen lässt, sind die vielge-
staltigen außerunterrichtlichen
Möglichkeiten für die Kinder
wie Arbeitsgemeinschaften, die
Stationen Junger Techniker und
Naturforscher, Sportgemein-
schaften und nicht zuletzt die,
freilich wenig genutzten, An-
rechte für Theater und Oper.
Wer sich selbst eine Meinung
bilden will – die Ausstellung ist
noch bis zum 15. Dezember,
montags bis freitags von 9 bis
16 Uhr geöffnet.
Eine Besuchergruppe schrieb
ins Gästebuch: „Wir schätzen
ein, dass die gezeigten Bei-
spiele einzelne Biographien
sind und nicht verallgemeinert
werden können. Es wäre not-
wendig, eine ehrliche Diskus-
sion über 40 Jahre DDR zu
führen. Wir wurden jedenfalls
zu einer Diskussion angeregt,
und die Meinungen prallten auf-
einander und so werden wir wei-
ter diskutieren.“ • E. FRITZ

Wie auf der Richtstatt ...
Schulmuseum in räumlicher und geistiger Nähe zur „Runden Ecke“

Schnappschuss vom VII. Pioniertreffen in Dresden 1982                                         Foto: Archiv

Umverteilen statt
Ausspielen

Die Lage muss bitterernst sein,
wenn Wolfgang Engel, der für
seine bedächtige und unaufge-
regte Wortwahl in der Öffentlich-
keit bekannt ist, mit Rücktritt
droht. Die Sparmaßnahmen der
Stadt stellen den Fortbestand
der Neuen Szene in Frage. 
Leider ist nicht nur diese Ent-
wick-lung die Konsequenz einer
Po-litik der chronischen Unter-
finanzierung öffentlicher Haus-
halte. Die Einnahmeseite, die
Umver-teilung ist das Problem:
Solange sich Banken, Versiche-
rungen, Industriekonzerne und
Mittelstand mit Unterstützung
der Politik, sekundiert von der
veröffentlichten Meinung, aus
der Verantwortung für das Ge-
meinwohl stehlen und Regie-
rungen Steuergeschenke vertei-
len, solange wird sich am Di-
lemma der Staats- und Kommu-
nalfinanzen nichts ändern. Wenn
dies – wie seit einiger Zeit in
Leipzig zu verspüren – auf eine
kulturpolitische Stimmung trifft,
wo Musik gegen Theater und
umgekehrt ausgespielt wird,
sieht es wirklich düster aus.
Wenn Leipzig die Neue Szene
verliert, dann geht Potential für
experimentelles Theater und die
einzigartige Kammerspielatmo-
sphäre verloren. Und nicht nur
das: Wenn Wolfgang Engel aus
Protest geht, verliert die The-
aterstadt Leipzig seine überre-
gionale, künstlerische Ausstrah-
lung und das Schauspiel seinen
Schutzpatron.                  • D. M.
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Laut Meyers Lexikon ist die Blockflöte
eine Längsflöte aus Holz mit Schnabel-
mundstück und Grifflöchern, heute als
Sopran-, Alt-, Tenor- und Bass-Blockflöte
gebaut; im 16. und 17. Jahrhundert sehr
beliebt, um 1750 von der Querflöte ver-
drängt; seit etwa 1920 Wiederbelebung,
besonders für Haus- und Jagdmusik.

Hausmusik, nein danke, das
nicht auch noch von dem
Mann. Aber Jagdmusik, ja, das
trifft’s genau. Die beherrscht
ein gewisser an der Leipziger
Karl-Marx-Universität 1981

mit „sehr gut“ diplomierter Journalist na-
mens Armin Görtz, seinerzeit auch Mit-
glied der NDPD, sozusagen spielend. Für
DDR-Unkundige: Die NDPD, die Natio-
nal-Demokratische Partei Deutschlands,
wurde am 25. Mai 1948 gegründet. Dieser
Partei des Demokratischen Blocks der
DDR gehörten „Handwerker, Einzelhänd-
ler, Unternehmer und Angehörige der  In-
telligenz sowie ehemalige Offiziere und
Berufssoldaten der früheren imperia-
listischen Armee und ehemalige Mitglie-
der der früheren NSDAP an, die mit ihrer
Vergangenheit gebrochen haben und De-
mokraten und Patrioten geworden sind“
(jedenfalls laut Kleinem Kulturpoliti-
schen Wörterbuch von 1967) – und mit-
unter auch Leute wie Görtz, die statt in
der SED lieber bei einer anderen Block-
partei Karriere machen wollten. 

Gibt man den Namen Armin
Görtz in eine Internetsuchma-
schine wie Google ein, spuckt
sie reihenweise Beiträge über
einen Fußballer aus, dessen
Karriereende mit Fragezeichen

versehen ist. Aber er kickte irgendwann
bei Hertha BSC und auch beim 1. FC
Köln, das macht ihn wichtig. Auch über
Görtz-Schuhe kann man nachlesen.
Unser Armin Görtz, heute in Lohn und
Brot bei der Leipziger Volkszeitung und
immer wieder als Stasijäger auffallend,
braucht, um ihn im Internet zu finden,
schon den Zusatz LVZ. Und auch dann ist
die Ausbeute dünn. Ein Beitrag ist inzwi-
schen sogar gesperrt, jener ganz beson-
ders unsäglich dumme über die diesjähri-
ge Friedensnobelpreisvergabe an die afri-
kanische Umweltschützerin und Frauen-
rechtlerin Wangari Maathai (siehe Fak-
simile).
Jederzeit frei zugänglich sind natürlich
Schmähschriften gegen Peter Porsch oder
auch die sensationslüsternen Bunkerbe-
suche, gruselige Wendeerinnerungen und
noch gruseligere DDR-Geschichten.
Görtz, heute der LVZ-Mann fürs Grobe,
war seinerzeit in der DDR sogar eine Uni-
versitätskarriere vorgezeichnet, jedenfalls
war geplant, dass er Forschungsstudent

wird und promoviert. Seine Lehrkräfte
sahen in ihm wohl einen perfekten Ver-
bündeten, einen treuen Blockfreund eben.
Aber da war seine Partei vor, die wollte
ihn, wie überliefert ist, sofort als Leiter
ihrer Agitationsabteilung haben. 
Sei es, wie es sei. Görtz’– frei gewähltes  –
Diplomarbeitsthema über „Die Entwick-
lung des Vereins Arbeiterpresse in der
Auseinandersetzung zwischen Marxisten
und Opportunisten, untersucht anhand der
Mitteilungen des Vereins Arbeiterpresse
(1909 bis 1914)“ entlarvte ihn als perfek-
ten und  fürderhin auch für nationalde-
mokratische Parteizwecke nützlichen
Agitator und Propagandisten. Wie sonst,
also wie ohne solche strammen Partei-
soldaten hätte man den landauf, landab
laut gemunkelten Lobpreisungen, die
Blockflöten seien  genössischer als die
SED-Genossen selbst, gerecht werden

können. 
Klassenkämpferisch erkannte unser künfti-
ger Journalist schon in seiner Diplomar-
beits-Einleitung: „Um seine Macht zu ver-
längern, vervollkommnete der Imperia-
lismus alle Machtmittel des Kapitalis-
mus. Zu verhindern, daß auch die sub-
jektiven Voraussetzungen für seinen Un-
tergang schnell heranreiften, wurde für
ihn zur Existenzfrage. So versuchte er,
breite Volksmassen ideologisch auf seine
Seite zu ziehen, mit seiner Weltanschauung
stärker in die Arbeiterbewegung einzudrin-
gen.“ – Was damals zu Beginn des 20.
Jahrhunderts womöglich misslungen wäre,
hätte der junge Mann nur schon gelebt. So
blieb ihm dann zu seiner Zeit nur, unent-
wegt der sträflich vernachlässigten aller-
engsten Verbindung von marxistischer
Partei und ihrer Presse das Wort zu reden  –
und  der  „Notwendigkeit einer marxisti-
schen Journalistenorganisation“ ein gan-
zes Kapitel zu widmen. Worin er der da-
mals noch einzigen proletarisch-revolu-
tionären Partei, der SPD, bestätigte, dass
sie es nicht dem Glück überlassen dürfe, ob
sich ein Nachwuchs für ihre Presse ausbil-
det oder nicht. Nein, sie müsse das plan-
mäßig selbst in die Hand nehmen. 
Gewiss ein schönes Gefühl für den Eleven,
selber planmäßig marxistisch geschult
worden zu sein: „Hinzu kam natürlich, daß
die Auswahl der Kader mit größter Sorg-
falt und unter den bewußtesten Kräften der
Partei vorgenommen werden mußte, daß
man Opportunisten aus den Redaktion
beseitigen mußte.“
Schau einer in die Menschen. Anderer-
seits, was würden dem Überläufer heute
solche mit dem Marxismus sympathisie-
renden Wesenszüge nützen? Er müsste
glatt „beseitigt“ werden.
Apropos nützen: Der Verein, über den
Junggörtz forschte, war eine Berufsor-
ganisation und kümmerte sich deshalb
auch ums tägliche Brot, also um einen ge-
rechten Lohn. Allerdings: „Eine Verbes-
serung der Lebenslage für die Partei-
und Gewerkschaftsangestellten ohne ent-
sprechende politisch-ideologische Erzie-

hung mußte zur Ausbreitung des Oppor-
tunismus beitragen.“
Wie konnte der Opportunistenentlarver
Görtz bei soviel guter Bildung selber zum
Opportunisten mutieren?  Lassen wir ihn
antworten: „Das persönliche materielle In-
teresse ... an der Beseitigung des Kapita-
lismus ging zurück.“ Zumal ja nicht der
Mensch an sich, sondern die Partei auch
ein gehörig Maß Schuld auf sich geladen
hatte: Denn dass sie den Presseverein nicht
zur Propagierung des Marxismus nutzte,
„kann als einer der vielen Beweise dafür
genommen werden, daß die deutsche So-
zialdemokratie nicht mehr auf der Höhe
ihrer Aufgaben stand“.  
Nun gut, das ist inzwischen zeitlos gültig.
Und es entstand ja bald die KPD. Aber
nicht nur die SPD bekam ihr Fett weg,
auch zahlreiche ihrer Journalisten ent-
larvte der Opportunistenjäger. Julian
Borchardt beispielsweise bestätigt er
zwar revolutionäre Standpunkte, aber
dennoch sei seine Haltung  von Zentristen
beeinflusst, da er „behauptete, eine Zei-
tung würde erst interessant, wenn ver-
schiedene Verfasser mit verschiedenen
Auffassungen zu Wort kommen“. Igittegit.

Auch zum berühmten Marx-
Wort „Die erste Freiheit der
Presse besteht  darin, kein Ge-
werbe zu sein“ fiel dem Studi-
osus Bekräftigendes und bis
heute Gültiges ein. Ob er bei
seinem Chefredakteur  dieser-

halb schon interveniert hat?
Eigentlich müsste er bei dem seit 15 Jahren
dauernd auf der Matte stehen, hatte A. G.
doch das von ihm durchforschte Mittei-
lungsblatt einst geharnischt kritisiert: „Man
ließ Rechte und Linke zu Wort kommen,
schützte sich damit vor dem Vorwurf der
Parteinahme für den Opportunismus und
propagierte damit verbrämt bürgerliche
Ideologie. Die marxistischen Auffassungen
wurden mit den opportunistischen Ideen als
gleichwertig behandelt und damit diskredi-
tiert.“ Das gehört sich wirklich nicht.  
Ohne Drumherum und mit ehrlicher An-
erkennung: Armin Görtz hat sich sein „sehr
gut“ – damals – redlich verdient.
Aber heute? Ein guter Freund brachte
Görtzens Wandlung kürzlich auf den
Punkt: Solche Leute beanspruchen, dass
man seine Ansichten aufgrund von Er-
fahrungs- und Wissenszuwachs ändern
kann. Anderen jedoch gestehen sie genau
das nicht zu.
Und noch etwas Psychologisches: Ab-
trünnige hassen sich für frühere Ansich-
ten und laden den Hass auf die ab, die
nicht abtrünnig geworden sind.

MAXI WARTELSTEINER, 
die ihr Diplom nur mit „gut“ ablegte, aber

planmäßig promovierte und frühere
Einsichten immer noch liebt

DDaass HHaallaallii eeiinneerr
BBlloocckkffllööttee

... und eine bemitleidenswerte Wende vom Opportunistenjäger zum
Marxistenjäger. Dabei war Armin Görtz’ Diplomarbeit aus dem Jahr 1981 

wie überhaupt sein Standpunkt so schön parteilich.
Warum wir einem Wendehals soviel Platz opfern? Um ein für allemal 

empörte Fragen unserer Leser nach diesem Schreiberling zu beantworten.

Görtzsches Stupid-Strickmuster 
LVZ vom 9./10. Okt. 2004

Einst schmetterte er „Keiner ist zu
klein / Ein Helfer der kämpfenden

Freunde zu sein“. Längst sagte er
sich von diesem so düsteren und ver-
innerlichten Jung-Pionier-Dogma los.
Zuletzt aus Anlass des Erscheinens
seiner Autobiografie „Geboren am 13.
August. Der Sozialismus und ich“
(Rowohlt 2004, 17,90 Euro) in einem
Interview der LVZ am 4. November
2004:

1. „Keiner kann mehr willkürlich
verhaftet werden.“
Hat Jens Bisky nie eine genehmigte
Antifa-Demo mitgemacht, aus der fried-
fertige 16/17-Jährige willkürlich rausge-
schleift, zu Boden geworfen und 24
Stunden in Haft genommen werden?

2. „Man kann sich an eine unab-
hängige Justiz wenden.“
Hätte ich die nötige Knete, würde ich
Herrn Hartz wegen Verfassungsbruch
und seiner rigiden Personalpolitik bei
VW verklagen. Und mir einen guten
Rechtsanwalt leisten.

3. „Es gibt eine freie Presse.“
Ja, wenn man genug auf dem Konto
hat, einen Verlag zu gründen und
Presseerzeugnisse herauszugeben.
Was die Journalisten und anderweiti-

gen Mitarbeiter zu tun und zu lassen
haben, bleibt meinem freien Ermes-
sensspielraum als Herausgeber und
Boss überlassen.

4. „Wir können montags und auch
dienstags demonstrieren.“
Na, das ist doch eine affengeile
Errungenschaft aller demokratischen
Kräfte!  Wandertage wie bei den
Jungen Pionieren. Ich habe noch
nicht die Kilometerzahlen verglichen,
die ich auf Demos um den Leipziger

Ring einerseits und andererseits zur
Agentur für Arbeit verschlenderte.
Wie forderte doch Herr Rogowski,
seines Zeichens Präsident des
Bundesverbandes der Deutschen
Industrie (BDI)? Mit der Kürzung des
Arbeitslosengeldes II um 20 bis 25
Prozent sollte Hartz IV verschärft
werden. „Sollen die doch auf die
Straße gehen“, trompetete es zynisch
aus dem Unternehmerlager.

• EKKEHARD FRITZ

Bewusster Selbstbetrug
Irrtümer und Scheinheiligkeiten des Herrn Jens Bisky
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Die Koalition –
wie stabil?

Der Klügere gibt nach, sagte
der Fuchs, als ihm der Jäger
das Fell über die Ohren zog.
Wenn man nach den Koaliti-
onsverhandlungen besieht,
was übrig geblieben ist von
der bislang zuweilen recht for-
schen SPD-Oppostion im
sächsischen Landtag, kann
man etwa ermessen, wie es
mit Regierung und Parlament
weitergeht. Dafür, dass er die
stark geschwächte CDU
stützt, erhielt der kleine Part-
ner eher bescheidene Zuge-
ständnisse: neben zwei Minis-
terposten einige ziemlich ver-
waschene Absichtserklärun-
gen für die Politik der näch-
sten fünf Jahren. 
Die Verhandlungen mögen ja
hart gewesen sein, aber mit
weniger als 10 Prozent Wähler-
stimmen musste Jurks Partei
wissen, dass das Kreißen des
Berges nur ein Mäuslein her-
vorbringen konnte. In der Tat
zeigen die ersten Abstimmun-
gen im Parlament, dass sie in
grundsätzlichen Fragen eher
zur Unterwerfung unter die
CDU- und NPD-Linie geneigt
ist, als sich zu widersetzen.
Wie lange wohl wird die SPD
den unvermeidlichen Balance-
akt durchstehen können? Ge-
wiss um so länger, je mehr sie
progressive Positionen aufgibt.
Milbradt gab sich überzeugt,
die Koalition werde fünf Jahre
halten. Es fragt sich, was sich
die SPD leisten kann, ohne
weiter abzurutschen     • G. L. 

26. Oktober
Dresden/Pirna. Das Teilstück Dresden-
Süd–Prohlis der nach Prag führenden
A19 wird für den Verkehr freigegeben.
27. Oktober
Dresden. Das Verwaltungsgericht Dres-
den hebt die Suspendierung des Leiters
der Landespolizeischule, Gerd Gey, auf,
da für eine wahrscheinliche Verurteilung
wegen Untreue gegenwärtig kein Be-
weismaterial vorliege. 
29. Oktober
Dresden. Wie aus dem Innenministerium
verlautet, stehen in Sachsen gegenwärtig
420 000 Wohnungen leer. Besonders be-
troffen sind die Städte Hoyerswerda und
Weißwasser.
1. November
Delitzsch. Dem Landkreis droht ein De-
fizit im Haushalt 2005 in Höhe von sechs
Millionen Euro durch die Kostenbetei-
ligung am Arbeitslosengeld II.
2. November
Dresden. Die parteilose PDS-Kandidatin
Barbara Lässig ficht die sächsische Land-
tagswahl an. Ihrer Auffassung nach be-

hinderte der Landesvorstand durch ein
undemokratisches Verfahren der Kandi-
datenaufstellung mehrere Kandidaten bei
ihrer Nominierung für die Landesliste. 
Dresden. SPD und CDU beenden ihre
Koalitionsverhandlungen über eine neue
sächsische Regierung mit den Entschei-
dungen über die Personalfragen.
Dresden. Das Wissenschaftsministerium
lehnt die angestrebte gütliche Einigung
mit Prof. Dr. Peter Porsch nach dessen
Entlassung als Hochschullehrer der Uni-
versität Leipzig wegen angeblicher Tä-
tigkeit für die DDR-Staatssicherheit ab. 
3. November. 
Berlin. Minister Struck gibt seine Ent-
scheidungen zur Schließung von Bun-
deswehrstandorten bekannt. In Sachsen
bleiben von 9200 Soldaten und Zivilan-

gestellten noch 4700. Aufgelöst werden
die Standorte Schneeberg, Chemnitz,
Bautzen, Plauen, Görlitz, Porschdorf,
Torgau und Werdau, stark reduziert wird
in Zeithain, weiterhin in Dresden, Ma-
rienberg und Mockrehna. In Leipzig wird
das Bundeswehrkrankenhaus bis 2007
geschlossen und das Fernmeldebataillon
wird nach Frankenberg verlegt. 
Dresden. Im Rahmen ihres Deutschland-
besuches lädt die britische Königin Eli-
zabeth II. in  Berlin zu einem Konzert
ein, dessen Erlös dem Innenausbau der
Frauenkirche dienen soll.
Delitzsch. Als erster CDU-Kreisverband
fordert die Delitzscher Union, zur Bun-
destagswahl 2006 Angela Merkel als
Kanzlerkandidatin zu nominieren.
Dresden. Die Staatsanwaltschaft stellt

die Untersuchungen gegen Landespoli-
zeipräsident Pilz wegen Korruptionsan-
schuldigungen ein; sie seien unbegründet. 
5. November
Dresden. Entgegen dem Koalitionsver-
trag, der Zugangskriterien für Kinderein-
richtungen ablehnt, und im Unterschied
zu den SPD-Vertretern Jurk und Hatzsch
stimmt CDU-Fraktionschef Hähle im
Landtagspräsidium gegen einen PDS-
Antrag zur Behandlung eines Gesetzes,
das solche Kriterien ausschließt.
6. November
Dresden. Die Polizeigewerkschaft kriti-
siert den Koalitionsvertrag von CDU und
SPD, weil hier Festlegungen zur Aufsto-
ckung der Polizeistärke fehlen, die die
SPD vor der Landtagswahl verlangt hat.
8. November
Dresden. Georg Milbradt und Thomas
Jurk unterzeichnen den Vertrag über die
Bildung einer Koalitionsregierung von
CDU und SPD, nachdem zwei Tage zu-
vor die Landesparteitage beider Parteien
mit großer Mehrheit die Verhandlungs-
ergebnisse bestätigt haben.

SSACHSENACHSEN-C-CHRONIKHRONIK
26. Oktober bis 8. November

Wahlversprechen schon
gebrochen
LN. Gemessen am Selbstbe-
wusstsein der sächsischen SPD,
sind die Konzessionen der CDU
an den Partner eher spärlich zu
nennen. Wer mehr erhofft hatte,
ist enttäuscht, so auch die Grü-
nen. Das Bekenntnis zu Welt-
offenheit wertet Grünen-Frakti-
onschefin Antje Hermenau als
ein Ernstnehmen rechtsradika-
ler Bedrohung, doch weitere
Fortschritte gegenüber der CDU-
Alleinherrschaft sieht sie kaum.
Auch PDS-Fraktionsvorsitzen-
der Prof. Peter Porsch begrüßte
die Erklärung für Weltoffenheit
und Toleranz und die Aussage,
Deutschland sei ein Einwande-
rungsland. Wie jedoch das „Ab-
wanderungsland Sachsen“ at-
traktiver werden soll, dazu blei-
be der Koalitionsvertrag kon-
krete Antworten weitgehend
schuldig.
Nach Meinung Porschs wurde
die Chance der Weichenstellung
für eine Bildungspolitik ohne
soziale Auslese vertan. Damit
habe die SPD ihr wichtigstes
Wahlversprechen schon vor der
Wahl der Regierung gebrochen.
Es bleibe beim alten Schulge-

setz und der verfrühten Tren-
nung der Kinder, acht Jahre ge-
meinsame Schule werde es für
die meisten nicht geben, ob-
wohl die Mehrheit der Men-
schen in Sachsen das so will.
Nur wohlklingende, aber unver-
bindliche Aussagen und Allge-
meinplätze gebe es zur Abschaf-
fung der überflüssigen Regie-
rungspräsidien – auch ein SPD-
Wahlversprechen – sowie zur
Wirtschafts- und Kulturpolitik. 
Im Bereich Arbeit wird gar ein
uneingeschränktes Bekenntnis
zu Hartz IV abgelegt. 
Antje Hermenau sieht auf vie-
len Politikfeldern bestenfalls
Stückwerk, aber keine wirkli-
chen Ansätze für Veränderun-
gen. Zur konzipierten Umwelt-
politik äußerte sie, der Braun-
kohlenlobbyismus werde fort-
geführt, damit sei kein Techno-
logieschub bei den erneuerba-
ren Energien machbar. Auch
beim Klimaschutz fehle jegli-
che Zielvereinbarung. Die Ver-
kehrspolitik sei nach wie vor
einseitig auf den Straßenbau
ausgerichtet.
Durchsetzen konnte die SPD

eine höhere Neuverschuldung,
als sie die CDU anstrebte. Erst
im Jahr 2009 sollen keine neuen
Kredite mehr aufgenommen
werden. Das wollte die CDU-
Alleinregierung schon ab 2007.
Die Koalition wird im folgen-
den Jahr neue Kredite über 350
Millionen Euro und 2006 über
250 Millionen aufnehmen. 
Keinen Fortschritt wird es bei
der Demokratieentwicklung
geben: keine niedrigeren Hür-
den für die Volksgesetzgebung,
kein Informationsfreiheitsge-
setz gegen die Korruption.
Die Verhandlungspartner verein-
barten, dass die SPD die Minis-
ter für Wirtschaft und Arbeit so-
wie für Wissenschaft stellt.
Laut Milbradt sei das Kultusmi-
nisterium für die CDU unver-
zichtbar gewesen. Dem Unmut
einiger Delegierter des CDU-
Parteitages über die Abgabe des
Wirtschaftsministeriums ent-
gegnete er, dass bisher noch
kein SPD-Wirtschaftsminister
bleibenden Eindruck hinterlas-
sen habe, sagte aber der Ko-
alition eine stabile Zukunft bis
2009 voraus.  

Im Bereich der
Arbeitsagentur
Leipzig wie in
ganz Sachsen ist
die Anzahl der
Arbeitslosen im
Oktober jahreszeitlich bedingt
gesunken, aber im Vergleich
zum Oktober 2003 gestiegen:
im Raum Leipzig um 242 auf
69 878, in Sachsen um mehr als
4000 auf 374 478. Und das trotz
1-Euro-Jobs – in Sachsen rund
5700 – und einer wieder zuneh-
menden Anzahl von Ich-AGs.
Zuwachs im Oktober: 1200 bei
insgesamt 14 000 bestehenden.
Agenturchef Dr. Meyer wollte
sich für Leipzig nicht konkret
zu der Prognose von Experten
äußern, die einen Anstieg auf
fünf Millionen Arbeitslose im
kommenden Winter sieht, sprach
aber von Ungewissheiten im
Zusammenhang mit der Einfüh-
rung des Arbeitslosengeldes II
im Januar.
Inzwischen hat sich der Eingang
der Anträge für das ALG II
deutlich erhöht, aber immerhin
waren am 2. November in Leip-
zig erst zwei Drittel der Anträge
eingereicht.                     • G. L. 

Leipziger und sächsischer
Arbeitsmarkt im Oktober

Trüber Herbst,
trübe Aussichten

LN. Mit hektischen Bemühun-
gen zum Erhalt der sächsischen
Bundeswehrstandorte gebärde-
ten sich Milbradt und die CDU
in den vergangenen Wochen so,
als hänge das Wohl und Wehe
Sachsens davon ab. In der Tat
setzten SPD und CDU bereits
seit vier Jahren – darauf weist
die PDS Sachsen hin –  auf die
weltweite Einsatzfähigkeit der
Bundeswehr anstelle der tradi-
tionellen Landesverteidigung,
woraus sich die Schließung von

Standorten als Konsequenz er-
gibt. Bereits 2001, als derartige
Pläne kursierten, hat die sächsi-
sche PDS von der Regierung
eine alternative Konzeption für
wirtschafts- und sozialverträgli-
che Lösungen gefordert. Bun-
des- und Landesregierung haben
es nach ihrer Meinung versäumt,
eine solche alternative Konzep-
tion für die Zukunft der struk-
turschwachen Regionen mit
Bundeswehrstandorten zu ent-
wickeln. Wer wirtschaftlichen

Wohlstand von Militär ab-
hängig macht, begebe sich in
höchste Unsicherheit, „weil Ar-
meen ihre Strategie nicht an den
Erfordernissen regionaler Ent-
wicklung ausrichten“.
Fraktionsvorsitzender Porsch
forderte deshalb die verantwort-
lichen Politiker von SPD und
CDU in Bund und Land auf, ih-
re doppelzüngige Politik für
Bundeswehrreform und Stand-
orterhalt aufzugeben und statt-
dessen den betroffenen Regio-

nen in Sachsen zivile Perspek-
tiven zu geben. 
Die in Bundeswehrstandorte flie-
ßenden Steuergelder sollten ge-
zielt in regionale Wirtschafts-
förderung gesteckt werden, um
Arbeitsplätze zu schaffen. Vom
Bund fordert die PDS, die vor-
handene hochmoderne Infra-
struktur in öffentlich-rechtli-
ches Stiftungskapital zu über-
führen und damit die Grundlage
für die Neuansiedlung von Tech-
nologie- und Forschungsein-
richtungen zu schaffen. Statt der
phantasielosen Schließung soll-
ten die Standorte als Technolo-
gieparks erschlossen werden.

Wohlstand hängt nicht vom Militär ab
CDU doppelzüngig / PDS für Wirtschaftsförderung an Bundeswehrstandorten

CDU Sachsen musste der SPD nur 
bescheidene Zugeständnisse machen 
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Wenn an diesem Samstag zahlrei-
che Familienangehörige und
Freunde des New Yorker Fi-

nanzexperten Günter Reimann das be-
kannte „He is a jolly good fellow“ into-
nieren, kann der Jubilar anlässlich seines
100. Geburtstages auf ein in fast jeder
Hinsicht ungewöhnliches Leben zurück-
blicken. Diese Auffassung teilen inzwi-
schen auch offizielle staatliche Stellen,
wurde doch dem kommunistischen Dis-
sidenten und unorthodoxen Marxisten  in
dessen eigenen vier Wänden vor einigen
Monaten im Auftrag des damaligen Bun-
despräsidenten Johannes Rau für seine
„imponierende Lebensleistung“ der Ver-
dienstorden der Bundesrepublik Deutsch-
land verliehen. 
Unter den vielen Glückwünschen aus
aller Welt werden am 13. November die
Gratulationen aus der Messestadt nicht
fehlen. Als Nestor und großzügiger För-
derer der PDS-nahen Rosa-Luxemburg-
Stiftung verfügt der Finanzexperte und
brillante Kritiker der Globalisierung seit
der Wende über enge persönliche Kon-
takte zu Leipzig; seine in vieler Hinsicht
erstaunliche Biografie verdient daher
gerade in unserer Stadt eine noch größere
öffentliche Resonanz. 

Geboren als Hans Steinecke am 13.
November 1904 in Angermünde,
trat der Sohn aus jüdisch-bürger-

lichem Elternhaus unmittelbar nach dem
ersten Weltkrieg der radikalen Jugendbe-
webung bei. Im Jahre 1923 wurde der an-
gehende Akademiker unter seinem neuen
Pseudonym Günter Reimann Mitglied
der KPD. Bereits während des Studiums
der Betriebs- und Volkswirtschaft in Ber-
lin geriet der angehende Journalist jedoch
in Konflikt mit der offiziellen, sich im-
mer enger an Moskau orientierenden
Parteibürokratie. Als Wirtschaftsredak-
teur der Roten Fahne entfaltete er nicht
nur frühzeitig seine große analytische
Begabung, sondern stellte sie von 1925
bis 1930 bewusst in den Dienst jener
Kräfte innerhalb des deutschen Kommu-
nismus, die unter Berufung auf Rosa Lu-
xemburg den Marxschen Theorietyp auf
das 20. Jahrhundert anwandten und sich
jeder Einmischung von außen zu wider-
setzen suchten.
Nachdem Reimann seinen Posten für
Jürgen Kuczynski frei geräumt hatte,
führten ihn ausgedehnte Studienreisen in
die Sowjetunion. Durch eigene Anschau-
ung und vielfältige Begegnungen mit
sowjetischen Ökonomen und zu dieser
Zeit bereits kalt gestellten deutschen
Kommunisten (Max Hoelz, Karl Radek
usw.) festigte sich bei Reimann die
schmerzliche Einsicht, dass der Staats-
sozialismus Stalinscher Prägung mit sei-
nem Versuch der nachholenden Industria-
lisierung westlichen Typs in die Sack-
gasse führen werde. In einer eigentümli-
chen Mischung von Erinnerungen und
historisch-ökonomisch-philosophischen
Reflexionen hat Reimann seine damalige
Berliner und Moskauer Zeit sechs Jahr-
zehnte später zusammengefasst (Berlin-
Moskau 1932. Das Jahr der Entschei-
dung. Hamburg 1993).   
Seit dem 30. Januar 1933 im Widerstand
gegen die Nazidiktatur, zwangen ihn Her-
kunft und Bekanntheit in die Emigration,
in der er sich von der KPD politisch und
ideologisch schrittweise löste. Zunächst
überquerte er zu Fuss illegal die deutsch-

tschechische Grenze. Von Prag aus führte
ihn sein Weg weiter nach Wien und Paris.
Nach weiteren Fluchtstationen in Frank-
reich und Großbritannien ließ er sich im
Sommer 1937 in Amsterdam nieder, wo
er unter dem Titel „The Vampire Eco-
nomy. Doing Business Under Fascism“
seine erste ökonomische Analyse des NS-
Wirtschaftssystems verfasste. Im Herbst
1938 gelangte Reimann per Schiff in die
USA. Auch mit seinen folgenden, nun-
mehr im amerikanischen Exil geschrie-
ben Büchern, versuchte er einem breiten
bürgerlichen Publikum die Funktionsme-
chanismen und anfänglichen wirtschafts-
politischen Erfolge der Hitlerdiktatur zu
erklären.

Nach dem Zweiten Weltkrieg half
Reimann nicht nur vielen Deut-
schen mit Lebensmitteln, Me-

dikamenten und Kleidung, sondern trug
in Washington gemeinsam mit dem Past-
or Albion Beverage dazu bei, dass der
„Trading with the Enemy Act“ aufgeho-
ben wurde. Damit standen den legendä-
ren Care-Paketen keine juristischen Hür-
den mehr im Wege. Großzügige individu-
elle Hilfe erfuhr auch der alte Mitstreiter
Herbert Wehner. Der Briefwechsel zwi-

schen den beiden ehemaligen Weggefähr-
ten, der erst 1997 in Reimanns Privat-
archiv entdeckt und ein Jahr später veröf-
fentlicht wurde, wirft insbesondere auf
Wehners Leben ein neues Licht, seine
Gedanken und Hoffnungen während der
schweren Jahre im schwedischen Exil
bzw. noch davor in der Sowjetunion. Im
Unterschied zu Wehners immer stärker
hervortretenden „nachgeborenen Kriti-
kern“ betont Reimann bis zum heutigen
Tage, dass dieser sich in den Moskauer
Verhören „klug verhalten“ habe. Wehner
habe damals eine „Gratwanderung“ ge-
wagt und einen Weg gefunden, „der die
Geheimdienstleute scheinbar zufrieden
stellte, ohne ihn zu einem Handlanger
ihres blutigen Geschäfts werden zu las-
sen“.    
Die materielle Basis für Reimanns
großzügige Unterstützungsleistungen bil-
dete die Umsetzung einer genialischen
Idee. Vor dem Hintergrund des nach dem
Zweiten Weltkrieges zusammengebro-
chenen Informationssystems des Weltka-
pitalismus gründet er 1947 in New York
gemeinsam mit unabhängig denkenden
Finanzspezialisten eine in mehr als 50
Ländern tätige Agentur, die „Interna-
tional Reports on Finance and Curren-

cies“. In diesen wöchentlich erscheinen-
den Heften, die er bis 1983 als Heraus-
geber und Chefredakteur betreute, ver-
sorgte er Unternehmer, Banker und Fi-
nanzpolitiker mit gesicherten statisti-
schen Informationen über die Finanz-
märkte. Im Kontakt mit führenden Wäh-
rungs- und Finanzexperten in aller Welt
sammelte der marxistische Ökonom ein-
malige Kenntnisse über die inneren Zu-
sammenhänge zwischen Geld, Währun-
gen und dem Reproduktionsprozess des
Kapitals. Sein Analyseinstrumentarium
verstand Reimann dabei stets systemü-
bergreifend: Mitte der 60er Jahre verfas-
ste er nach einer großen Reise durch
Osteuropa, die ihn allerdings aus politi-
schen Gründen nicht in die DDR führte,
die kritische Reportage „Der Rote Profit.
Preise, Märkte, Kredite im Osten“.
Reimann spürte die zaghaften, später
wieder abgebrochenen Versuche in den
sozialistischen Ländern, die Wirtschaft
zu modernisieren und zeitgemäße Re-
gulierungsmechanismen zu entwickeln:
„Im Osten weht der Westwind: Profit,
Gewinn- und Verlustbilanzen, Bankkre-
dite und bankmäßige Investitionsfi-
nanzierungen, Markttests und Markt-
preise, Löhne und Gehälter, welche in
direkter Beziehung zu den Profiten oder
der Rentabilität der einzelnen Un-
ternehmen stehen. Man ist dabei, ein Fi-
nanz- und Banksystem im westlichen
Sinne zu schaffen ... Diese Doppelexis-
tenz kann nicht geplant werden. Sie un-
terliegt einer dynamischen Gestaltung
von Kräften ... mit Entwicklungen, die
stets überraschend auch für die Macht-
haber sind.“       

Diese Prognose aus dem Jahre 1968
erfüllte sich spätestens mit dem
Epochenumbruch 1989/90. Kurz

nach dem Fall der Mauer flog Reimann
zum ersten Mal nach 60 Jahren wieder
nach Ostdeutschland und knüpfte in
Berlin, besonders aber in Leipzig
Kontakte zu marxistischen Wissen-
schaftlern, die sich zunehmend ins akade-
mische Abseits gedrängt sahen.      
Der mittlerweile fast 90jährige Reimann
zog 1993 in seinem bei Kiepenheuer er-
schienenen Buch „Die Ohnmacht der
Mächtigen. Das Kapital und die Welt-
krise“ ein Resümee seiner jahrzehntelan-
gen Studien in beiden Welten und stellte
ein Reihe kritischer Fragen: An welchen
Krankheiten leidet der westliche Kapita-
lismus? Kann das Wachsen der Büro-
kratien noch aufgehalten werden? Ent-
stehen im gegenwärtigen Krisenchaos
neue Chancen für eine alternative gesell-
schaftliche Ordnung?  Am Ende seiner
Untersuchung gelangte der Autor zu der
keineswegs resignativ zu verstehenden,
zunehmend sogar an Aktualität gewin-
nenden Schlussfolgerung: „Wer glaubt,
dass im Osten der Kapitalismus gesiegt
hat, ist naiv... Der Westen ist selber krank
und leidet an den Krankheiten, an denen
der Osten gestorben ist.“     
Auch nach dieser fulminanten Publi-
kation meldete sich Reimann immer wie-
der in der Öffentlichkeit zu Wort. In-
zwischen wurde sein ungewöhnliches Le-
ben auch selbst zunehmend Gegenstand
des publizistischen und wissenschaftli-
chen Interesses. Im Jahre 1997 entstand
das einfühlsame Film-Porträt „Ein Yan-
kee aus der Uckermark“ von Dirk Külow
und im unlängst erschienen „Biogra-
fischen Handbuch der Deutschen Kom-
munisten 1918 bis 1945“ nimmt der Ein-
trag des letzten lebenden KPD-Pro-
minenten der 20er/30er Jahre unter den
mehr als 1200 Biografien einen angemes-
senen Platz ein.       

Von der KPD-
Zentrale an die

Wall-Street
Am 13. November 2004 begeht Günter Reimann 

seinen 100. Geburtstag

Von VOLKER KÜLOW
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Auf Hitlers Weisung „Der Soldat
kann sterben, der Deserteur muss
sterben“ wurden über 30 000 De-

serteure, Wehrkraftzersetzer und Kriegs-
dienstverweigerer zum Tode verurteilt.
Gegen mehrere 10 000 wurden Zucht-
hausstrafen verhängt. Über 20 000 Todes-
urteile wurden vollstreckt. Überlebt
haben das Grauen in den KZ und Straf-
bataillonen keine 4000 von uns. Heute
sind wir vielleicht noch 30.
Nach der Befreiung waren die meisten
von uns Überlebenden körperlich und
seelisch zerbrochen, und doch hofften wir
auf eine bessere Zukunft. Wir wurden
aber weiterhin nur als Feiglinge und
Vaterlandsverräter beschimpft und be-
droht. Erst Anfang der 80er Jahre beka-
men wir in der Friedensbewegung unsere
ersten Verbündeten. Der Kampf um unse-
re öffentliche Anerkennung und Reha-
bilitierung begann (im Westen) Mitte der
80er Jahre mit dem Aufstellen von Denk-
mälern für Deserteure, die in vielen Städ-
ten heftige Diskussionen hervorriefen. Im
Oktober 1990 konnten wir endlich unsere
Bundesvereinigung gründen. Wir, das
waren 37 alte Menschen, fast alle ge-
brechlich – kaum einer hatte Anschluss
an die Gesellschaft gefunden. Seitdem
kämpfen wir für unsere Rehabilitierung,
für die Aufhebung unserer Verurteilungen
– für unsere späte Würde.
Immer wieder sind wir in den zuständi-
gen Ausschüssen und im Plenum des
Bundestages gescheitert, bis der Bun-
destag endlich am 15. Mai 1997 in einem
Beschluss zu unserer Rehabilitierung
erklärte: „Der 2. Weltkrieg war ein An-
griffs- und Vernichtungskrieg, ein vom
nationalsozialistischen Deutschland ver-
schuldetes Verbrechen.“ Das war ein ge-
schichtlicher Durchbruch. Ansonsten war
der Beschluss unbefriedigend, denn er
erklärte unsere Urteile nur dann für Un-
recht, wenn die damaligen Handlungen
heute kein Unrecht sind. Desertion wird
aber auch heute bestraft. Auch die am 28.
Mai 1998 vom Bundestag beschlossene
gesetzliche Aufhebung aller NS-Un-
rechtsurteile war für uns Deserteure nicht
befriedigend, denn obwohl die meisten
aller Todesurteile der gesamten NS-Justiz
gegen uns gefällt wurden, sind unsere
Verurteilungen – anders als Millionen
andere NS-Unrechtsurteile – nicht expli-
zit aufgehoben worden. Nach einem
Leben in Demütigung – besonders auch
durch bundesdeutsche Gerichte – sollten
wir uns nun zur Aufhebung unserer Ur-
teile einer staatsanwaltschaftlichen Ein-
zelfallprüfung unterziehen. Diese Ent-
würdigung taten wir uns nicht mehr an. 

Deutschland im Krieg, da
war Rehabilitierung kein

Thema mehr
Am 20. Oktober 1998 beschloss die neue
rotgrüne Bundesregierung in einer Koa-
litionsvereinbarung, die Urteile gegen
Wehrmachtsdeserteure umgehend gesetz-
lich aufzuheben. Doch dann führte
Deutschland Krieg gegen Jugoslawien –
ein Land, in dem die Wehrmacht Völker-
mord beging – und unsere Rehabilitie-
rung war kein Thema mehr.
Das merkten wir auch am 20. Juli 2000 in
der Gedenkstätte Deutscher Widerstand.
Dort hatte die Kampagne gegen Wehr-
pflicht, Zwangsdienste und Militär nach
der offiziellen Gedenkveranstaltung und

vor dem öffentlichen Gelöbnis der Bun-
deswehr für die Wehrmachtsdeserteure
eine Gedenkfeier organisiert. Bei meiner
Ansprache im Ehrenhof wurde ich von
dem Kommandeur der Feldjäger als
Straftäter beschimpft, und unser Kranz
wurde über Nacht und unter dem Haus-
recht der Bundeswehr gestohlen.
Anfang 2001 brachte die PDS den frühe-
ren SPD-Gesetzentwurf zur Rehabili-
tierung der Wehrmachtsdeserteure wört-
lich in den Bundestag ein, was zu einiger
Irritation führte. Endlich, am 17. Mai
2002, wurden unsere Urteile gesetzlich
aufgehoben. Nicht aufgehoben wurde der
Straftatbestand „Kriegsverrat“. Zu mei-
ner Bemerkung, dass doch Millionen KZ-
Insassen und Zivilisten nicht mehr hätten
zu sterben brauchen, wenn es im deutschen
Vernichtungskrieg mehr Kriegsverrat
gegeben hätte, sagte mir der zuständige
Staatssekretär Hartenbach: „Das haben wir
dem Kanzler nicht vermitteln können.“

In Sachsen sind die nach
1945 Verfolgten wichtiger

Besonders bedrückend ist die Politik des
Gedenkens für die Opfer der NS-Mili-
tärjustiz in Sachsen, wo in Torgau ab
1943 das Reichskriegsgericht wütete.
Über 1000 Todesurteile, unzählige Hun-
gertote und viele Folteropfer sind die

düstere Bilanz unserer Verfolgung in
Torgau Fort Zinna. Auch nach 1945 war
Fort Zinna Haftanstalt, zuerst bis 1950
unter der sowjetischen Militäradminis-
tration, dann bis 1989 Strafvollzugs-
anstalt der DDR und seitdem sächsische
Justizvollzugsanstalt. Nach der Wende
war der ehemalige sächsische Justizmi-
nister Steffen Heitmann für Fort Zinna
zuständig. Seiner Äußerung, ihm sei das
Gedenken an die nach 1945 Verfolgten
wichtiger, ließ er gleich Taten folgen, in-
dem er ihnen 1992 eine Gedenkstätte mit
einem drei Meter hohen Kreuz im Anstalts-
bereich genehmigte und mitfinanzierte.
Wir haben trotz unserer weit schwereren
Verfolgung am Fort Zinna nicht einmal
einen Platz, wo wir für die Opfer der NS-
Militärjustiz Blumen niederlegen können.
Diese Missachtung der verfolgten und er-
mordeten Wehrmachtsdeserteure wurde
besonders deutlich, als Sachsen – nur un-
terstützt von Bayern – am 19. Dezember
1996 den mit großer Mehrheit verab-
schiedeten Gesetzentwurf des Bundes-
rates zur Rehabilitierung der Wehr-
machtsdeserteure, Kriegsdienstverwei-
gerer und Wehrkraftzersetzer zu unserer
Bestürzung ablehnte. 
Die „Stiftung Sächsische Gedenkstätten“,
dominiert von vier Ministern, setzt diese
Diskriminierung um. Sie will uns seit
Jahren gegen unseren entschiedenen Wi-
derstand eine gemeinsame Gedenkstätte
mit den nach 1945 Verfolgten aufzwingen,
obwohl damit auch unsere Richter, Henker

und Folterer geehrt werden können. Denn
allein im Januar 1946 waren im Fort Zinna
498 Schergen der Gestapo und 25
Kriegsrichter inhaftiert. Sie haben unsere
Opfer in Deutschland und allen besetzten
Ländern verurteilt und gefoltert. Mich ha-
ben sie bei der Vernehmung und noch in
der Todeszelle mehrfach zusammenge-
schlagen, weil ich meine Freunde aus dem
französischen Widerstand nicht verraten
wollte und nicht verraten habe.
An anderen sächsischen Orten ist bereits
die Ehrung von NS-Tätern möglich. So

haben Männer des Waldheimer Kamerad-
schaftskreises dem „Henker von Torgau“
Friedrich Heinicke, der viele Wehr-
machtsdeserteure misshandelt und er-
schlagen hat und dafür in den Wald-
heimprozessen der DDR zum Tode verur-
teilt wurde, an seinem Urnengrab „die
Ehre erwiesen“ (Leipziger Volkszeitung
vom 21. 3. 2000). Früher bezeichnete der
Militärhistoriker Dr. Haase jenen Heini-
cke noch als einen „NS-Täter der
schlimmsten Kategorie“. Heute – als
Geschäftsführer der Stiftung Sächsische
Gedenkstätten – sieht er in seiner Ehrung
nur noch eine „Deutungsunsicherheit“.
Und wenn ihm vom Waldheimer
Kameradschaftskreis versichert wird,
dass nur „unschuldige Kameraden“
geehrt werden, so hat sich damit für ihn
der Fall vollends erledigt, obwohl dies
den Kern des Problem berührt.

Blutrichter als CDU-
Ehrenvorsitzender – und
Mörderehrung in Torgau

Denn als mit dem Ersten SED-Unrechts-
bereinigungsgesetz viele DDR-Urteile
aufgehoben wurden, sind die Urteile der
Waldheimprozesse – mit denen auch
Unschuldige verurteilt wurden – explizit
und pauschal als Unrechtsurteile aufge-
hoben worden, so dass jeder, der das will,
auch die 24 Hingerichteten der Wald-
heimprozesse für unschuldig halten kann.
Das ist um so schlimmer, als die 24

Hingerichteten in der Mehrzahl Richter
am Volksgerichtshof, den Kriegsge-
richten und Sondergerichten waren.
Obwohl der Bundesgerichtshof diese
Richter in seinem Grundsatzurteil vom
16. November 1995 als „Blutrichter“
brandmarkte, die wegen „Rechtsbeugung
in Tateinheit mit Kapitalverbrechen“ hät-
ten belangt werden müssen, wurde im
Westen keiner von ihnen je bestraft. Des-
halb gelten sie alle als unschuldig, auch
der Kriegsrichter Hans Filbinger, der
Wehrmachtsdeserteure noch bei Kriegs-

ende mit Todesurteilen und Hinrichtun-
gen verfolgte. Er ist einer dieser Blut-
richter und Kapitalverbrecher, außerdem
Ehrenvorsitzender der CDU in Baden-
Württemberg und wird dort bis heute
auch von der Landesregierung geehrt.
Warum sollen da nicht auch die Männer
vom Waldheimer Kameradschaftskreis
diese Mörder von Deserteuren und
Kriegsdienstverweigerern ehren?
Die Bundeszentrale für politische Bil-
dung hat über die sächsische Gedenk-
stättenpolitik eine Dokumentation her-
ausgegeben, in der es im Vorwort heißt:
„Neben diesen notwendigen und wichti-
gen Neuanfängen (nach dem oft einseiti-
gen DDR-Gedenken) zeigten sich jedoch
gleichzeitig in vielen sächsischen Städten
und Orten Tendenzen, das Gedenken an
die Opfer des Nationalsozialismus auf
neue Art zu vereinseitigen, zu pauschali-
sieren oder ganz auszulöschen.“ So auch
geschehen im Zuchthaus Waldheim, der
größten Haftanstalt Sachsens. Fast die
Hälfte der von 1933 bis 1945 hier inhaf-
tierten Frauen und Männer waren wegen
„Hochverrats“ verurteilt worden, aber
auch 800 Euthanasieopfer wurden hier
ermordet. Die auf dem Anstaltsfriedhof
beigesetzten NS-Opfer wurden nach
1945 mit einer Gedenktafel geehrt. Diese
Tafel wurde nach der Wende entfernt und
durch eine Tafel mit der Aufschrift „Den

Von LUDWIG BAUMANN

Kein Gedenken für
Wehrmachtsdeserteure?

Fortsetzung auf Seite 9

Regelmäßige Leser von LEIPZIGS NEUE kennen sowohl
den von den Nazis einst zum Tode verurteilten
Wehrmachtsdeserteur Ludwig Baumann als auch die
unsägliche sächsische Gedenkstättenpolitik.  
Die am 9. Mai dieses Jahres eröffnete  Ausstellung in
Torgau – einst Ort der Todesqualen Tausender  Wehr-
machtsdeserteure – dient ausschließlich der Gleich-

setzung von faschistischen Kriegsverbrechen und
deren sowjetischer  Verfolgung. Nazitäter werden zu
Opfern gedacht. Nachdem deshalb die NS-Opfer-
verbände im Frühjahr 2004 alle aus der sächsischen
Gedenkstättenstiftung ausgetreten waren, steht dieser
Tage neuer Krach ins Haus: Die Naziopfer wollen sich
diese Torgauer Ausstellung nicht länger bieten lassen.

Dank des
hartnäckigen
Ringens ört-
licher Antifa-
schisten
erhielten 26
Leipziger
Wehrmachts
deserteure
am 1. Sep-
tember 1998
mit einem
Denkmal
ihre Namen
zurück, die
von der NS-
Militärjustiz
ausgelöscht
waren.

Foto: Märker
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Auch unseren Leser SIEG-
FRIED MÜLLER aus Leipzig
beschäftigte jener LVZ-Ar-
tikel vom 21. Oktober über ein
Dorf in Ostpreußen: 

Fett und in großen Buchstaben
titelte die LVZ „Der Fall Nem-
mersdorf – Sowjet-Massaker
oder NS-Lüge?“ In die Mitte des
Artikels setzte die Redaktion die
Kopfzeile des Angriff(s), der Ta-
geszeitung der Deutschen Ar-
beitsfront der Nazis, vom 28.
Oktober 1944:  „So wüteten die
Sowjet-Bestien in Nemmers-
dorf“. LVZ-Autor Heiner Scholz
wies auf den Völkischen Be-
obachter und einige andere
deutsche Zeitungen hin und
wiederholte einiges, was sie
unter der Überschrift „Das Wü-
ten der sowjetischen Bestien“
von sich gegeben hatten. 
Am Ende seines Artikels verwies
der Autor auf ein Buch von
Bernhard Fisch, der „akribisch(e)
Fakten und Abläufe“ liefere,
„dass die Sowjets – was schlimm
genug ist – deutsche Zivilisten
erschossen haben“. Doch „das
Kreuzigen von Frauen habe indes
nicht stattgefunden“. 
Ich kenne weder den im LVZ-
Artikel erwähnten Herrn Fisch
noch sein Buch. Wenn er aber in
Russland war und den Krieg bis
zum „siegreichen Rückzug“
erlebt hat, so kann ihm nicht
entgangen sein, was wir dort an
Verbrechen im Namen Deutsch-
lands begangen haben. Meine
Begeisterung, mit der nicht nur
ich in diesen Krieg zog, erhielt
bereits in Charkow an den un-
zähligen an Bäumen und Mas-
ten erhängten Zivilisten, Män-
ner wie Frauen, einen Dämpfer.
Auch in anderen Orten, in die
wir kurz nach der Besetzung
kamen, sah ich Ähnliches. In
Shitomir verlor ich endgültig
den uns eingepflanzten Glauben
an den Führer. Alle Einwohner

mussten sich auf dem Markt-
platz einfinden. Wer nicht frei-
willig kam, wurde mit Gewalt
herangeholt. Wir hatten Befehl,
dem Treiben der SS-Leute als
Zuschauer beizuwohnen. Alle
Männer wurden erhängt und die
Übriggebliebenen – Frauen,
Kinder und Greise – zum Er-
schießen aus der Stadt getrie-
ben. Hatten wir bis dahin die
Meinung vertreten, dass Hitler
davon nichts wüsste, hörte ich
nach Shitomir nie wieder:
„Wenn das der Führer wüsste“. 
Dieses furchtbare Verbrechen
verfolgt mich heute noch, wenn
ich in irgendeiner Weise an den
Krieg in Russland erinnert werde.
Vor einigen Jahren schrieb ich
mir das Entsetzliche sogar in
einem Gedicht von der Seele.
Der Artikel der LVZ provoziert
zu der Frage, ob Pressefreiheit,
eine der Säulen der Demokratie,
wirklich so zu verstehen ist, zu
schreiben, was man denkt und
will, ohne Rücksicht auf die
Auswirkungen. Ich glaube eher,
dass gerade jetzt, wo die braune
Gefahr deutlich zu erkennen
sein dürfte, sehr sorgsam in den
Medien mit Themen, Ereignis-
sen und Meinungen umgegan-
gen werden muss. Öffentliche
Äußerungen und auch Ent-
scheidungen von Juristen dürfen
nicht den geringsten Anschein
erwecken, den Neonazis „gefäl-
lig“ zu sein. Die Demokratie
darf nie wieder – wie es   in der
Weimarer Republik geschah –
Faschisten die Möglichkeit ge-
ben, sie mit demokratischen
Mitteln zu vernichten.
Ich werde als ein in der Jugend
vom Faschismus Verführter
nicht schweigen und zusehen,
wenn versucht wird, diesen
Ungeist wieder gesellschafts-
fähig zu machen. Auch der Anti-
kommunismus kann Hel-
fershelfer der Neonazis sein und
werden.

Kürzlich brachte die LVZ
einen reißerisch aufge-

machten Beitrag über Ereig-
nisse, die sich im Oktober 1944
in Nemmersdorf, einer der ers-
ten von der Sowjetarmee einge-
nommenen deutschen Ortschaft-
en, zugetragen haben sollen.
Sekundiert von einem Uni-
versitätsprofessor, erging sich
der Verfasser in grauenvollen
Details aus Berichten der Nazi-
presse über das
„Wüten“ der
„Sowjets“ un-
ter den Dorfbe-
wohnern. Im-
merhin schloss
er gewisse Ma-
nipula t ionen
unter Mitwir-
kung von SS-Spitzen nicht aus,
doch war man sich darin einig,
dass es heute „kaum mehr mög-
lich“ sei, zu einer vollständigen
Aufklärung zu gelangen. Der
auf Geschichtsaufbereitung à la
Guido Knopp eingeschworene
Leser wird diesen Beitrag dank-
bar aufgenommen und womög-
lich auch noch die professorale
Schlussbelehrung, dass sich vor
allem Neonazis und das „Antifa-
Lager“ in „umstrittenen“ Fällen
die Faktenlage zurechtschnei-
dern würden, geschluckt haben.
Nur sehr kurz kam in dem LVZ-
Beitrag der Thüringer Historiker
Bernhard Fisch zu Wort – der
einzige, der dank langjähriger
Forschungen zum Thema Nem-
mersdorf etwas Schlüssiges zu
sagen hatte. Ich erinnerte mich
sogleich an seinen lesenswerten
Beitrag zu einem Buch, das ich
kürzlich zu rezensieren hatte.
Fisch nimmt dort kein Blatt vor
den Mund, nennt Verbrechen
von Angehörigen der Roten
Armee wie Vergewaltigungen
oder grundlose Erschießungen
beim Namen. Doch was die
offenen Fragen im Falle von
Nemmersdorf anbelangt, so lau-
tet sein Fazit nach minutiöser
Analyse doch ein wenig anders
als bei der LVZ. Es seien deut-
scherseits noch vor der Wie-
dereinnahme des Ortes „Fäden
gesponnen worden, die bis zum

heutigen Tage verborgen geblie-
ben sind“, und die Forschung sei
„bis in diese Gründe noch nicht
vorgedrungen“. Schließlich be-
saßen, wie Fisch anmerkt, die
NS-Militärs eine spezielle Trup-
pe für Sondereinsätze, die
„Brandenburger“, die bis weit
ins sowjetische Hinterland hin-
ein operierte und mit Beute-
fahrzeugen und anderem Di-
version und Täuschungsma-

növer betreiben konnte.  

Das erwähnte Buch mit dem
Beitrag von Fisch trägt den

Titel „Rotarmisten schreiben
aus Deutschland“. Die Heraus-
geberin, Dr. Elke Scherstjanoi,
als Kennerin sowjetischer
Deutschlandpolitik bekannt, hat
darin außer zahlreichen Origi-
naltexten sowjetischer Front-
soldaten-Briefe (vom Oktober
1944 bis Juni 1945) Beiträge
von neun weiteren deutschen
und russischen Historikern ver-
sammelt, die sich mit den ver-
schiedensten Facetten des Kon-
frontations- und Begegnungs-
dramas auf deutschem Boden in
der Endphase des Krieges, sei-
ner politisch-propagandisti-
schen Vor- und Aufbereitung
(von beiden Seiten), auch mit
Aspekten des Kriegsvölker-
rechts sowie mit dem Stand der
einschlägigen sowjetischen und
postsowjetischen Historiogra-
phie befassen. Eine fundamental
angelegte Publikation.

Welche Leseeindrücke soll
man bei der hier gebote-

nen Kürze herausgreifen? Viel-
leicht den der Rotarmisten-Brie-
fe selbst, in denen ich einen un-
mittelbaren Reflex auf die
Begegnung mit Deutschen und
ihrem Lebensmilieu zu finden
hoffte. Doch die Briefe waren

anders als erwartet – teils blas-
ser, weniger lebendig als ge-
dacht, teils aber auch mit überra-
schenden Eigenheiten (z. B. die
Versform, poetische Qualitä-
ten!). Und dies allein führte
schon zu den im Buch behandel-
ten Fragen: Etwa nach dem kul-
turellen Umfeld und den Vor-
aussetzungen des Briefeschrei-
bens (in einem Land wie der
UdSSR, das erst wenige Jahre zu-

vor das verbrei-
tete Analphabe-
tentum überwun-
den hatte), nach
der Wirkung
ständiger Todes-
nähe an der
Front (die „Lust
am lockeren

Mitteilen“ wich „dem schlichten
Bedürfnis, die Verbindung zur
Heimat und Familie nicht zu
verlieren…“), der Übernahme
propagandistischer Klischees.
Und alles dies war auch abhän-
gig von der konkreten Kriegs-
phase: zum Ende hin differen-
zierten sich die Bilder von deut-
schen Menschen und Orten …
Ein Fazit zu diesem Thema lau-
tet: Die briefeschreibenden Rot-
rmisten hätten nicht im minde-
sten „ein über die Vernichtung
des Nationalsozialismus hinaus-
gehendes Sendungsbewusst-
sein“ gezeigt, sie „kamen nicht
im Bewusstsein, den Kommu-
nismus nach Deutschland zu tra-
gen“… Nicht nur dieses Re-
sultat des Buches dürfte den
Protagonisten der Politikge-
schichte noch gehörig Stoff zum
Nachdenken geben!

• WILLI BEITZ

Elke  Scherstjanoi (Hg.): Rot-
armisten schreiben aus
Deutschland. Briefe von der
Front (1945) und historische
Analysen. (Texte und Mate-
rialien zur Zeitgeschichte, Bd.
14. Hg. vom Institut für Zeit-
geschichte. Redaktion: Hart-
mut Mehringer und Udo
Wengst). K. G. Saur Verlag
GmbH, München 2004. 449
Seiten, 110 Euro

Keine Handhabe
den Neonazis!

Wem dient dieses
Rotarmistenbild?

unschuldigen Opfern der stalinistisch-
kommunistischen Gewaltherrschaft im
Zuchthaus Waldheim 1950–1954“ ersetzt.
Schändungen und Zerstörungen von
Grab- und Gedenkstätten für NS-Opfer
haben stets auch einen faschistischen
Hintergrund und sind strafbar. In Sachsen
konnten allerdings in vielen Städten und
Orten ganz offiziell Gedenkstätten für
NS-Opfer ausgelöscht werden. Die Stif-
tung Sächsische Gedenkstätten ist nicht
bereit, diese Grab- und Gedenkstätten für
die NS-Verfolgten wieder herzurichten
und zu erhalten. So bleibt das Gedenken
an diese NS-Opfer in Sachsen geschändet
und ausgelöscht.
Anfang 2004 haben der Zentralrat der
Juden in Deutschland und alle NS-
Verfolgtenverbände die Stiftung Säch-
sische Gedenkstätten verlassen, weil sie
die inzwischen auch gesetzlich festge-
schriebene Gleichsetzung der NS-Ver-
folgung mit der Verfolgung nach 1945
nicht mehr hinnehmen wollten. Auch die

Arbeitsgemeinschaft der KZ-Gedenk-
stätten in Deutschland und der Gedenk-
stätten weltweit haben die sächsische
Gedenkstättenpolitik explizit verurteilt.
Trotz dieser beispiellosen Kritik will die
CDU/CSU die sächsische Gedenkstätten-
politik bundesweit verwirklichen. Ihr
Antrag dazu stand ursprünglich für den
30. Januar 2004 auf der Tagesordnung
des Deutschen Bundestags. Wohl auch,
weil das Datum zu viele negative Emo-
tionen weckte, wurde der Termin kurzfri-
stig abgesagt. Am 17. Juni 2004 wurde
der CDU/CSU-Antrag im Plenum des
Bundestags mehrheitlich verworfen.

Gestapo- und SD-Schergen
als unschuldige

Opfer dargestellt
Am 9. Mai 2004 eröffnete Dr. Joachim
Gauck gegen unseren entschiedenen
Widerstand im Torgauer Schloss eine
Dauerausstellung der Stiftung zur Verfol-
gung in Torgau vor und nach 1945. Zur
NS-Verfolgung werden in ihr 14 Verfolg-

tenporträs und 18 Thementafeln gezeigt,
zur Verfolgung in der sowjetischen Be-
satzungszone 24 Verfolgtenporträts und 31
Thementafeln. Bei der Ausstellung gibt es
keine wirkliche räumliche Trennung zwi-
schen den Ausstellungsteilen zur NS-Ver-
folgung und der Verfolgung nach 1945 –
ein Raum geht offen in den anderen über.
Dabei werden die Schergen der Gestapo
und des SD pauschal als unschuldige Opfer
bezeichnet. So heißt es im Ausstellungstext
zu den sowjetischen Speziallagern: 
„Danach sollten sie dazu dienen, ‚feind-
liche Elemente in Gewahrsam zu halten’:
Personen, die als Sicherheitsrisiko ange-
sehen wurden, wie etwa NSDAP-Funk-
tionäre, Mitarbeiter von Gestapo und SD
sowie generell alle Gegner der sowjeti-
schen Besatzungsmacht. Dabei erfassten
diese Lager aber nicht mutmaßliche
‚Nazi- und Kriegsverbrecher’.“
Die Gestapo und der SD wurden in den
Nürnberger Prozessen als verbrecherische
Organisationen verurteilt. Ihre „Mitarbei-
ter“ sind der Inbegriff der „Nazi- und
Kriegsverbrecher“ schlechthin.

Beispielhaft für das Gedenken in Torgau
ist die Behandlung der luxemburgischen
Zwangsrekrutierten: Am 22. und 23.
Dezember 1944 wurden elf von ihnen
hingerichtet, weil sie nicht für Hitler-
Deutschland in den Krieg ziehen wollten.
Sie waren blutjung und die Abschieds-
briefe an ihre Eltern können einem das
Herz zerreißen. Kein Verfolgtenporträt
von ihnen wird in der Dauerausstellung
gezeigt. Es soll ganz offensichtlich nicht
mehr daran erinnert werden, was zu der
Verfolgung nach 1945 geführt hat.
Wir fordern in Torgau eine eigene Dauer-
ausstellung, die Vernichtungskrieg/Holo-
caust, Verfolgung durch die NS-Militär-
justiz, Verfolgung durch das Reichskriegs-
gericht und Verfolgung der Kriegsgefan-
genen und Zwangsrekrutierten umfasst.
Und wir fordern am Fort Zinna eine eigene
würdige Gedenkstätte, welche der Schwere
unserer Verfolgung gerecht wird.

Ludwig Baumann ist 
Vorsitzender der Bundesvereinigung 

Opfer der NS-Militärjustiz 

Fortsetzung von Seite 8
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Ade KunstKaufhaus?
Einen ernsthaften, bisweilen
traurigen und resignierenden
Eindruck macht sie schon, die
Gerda Viecenz. Denn sie muss
wahrscheinlich das von ihr im
April 1977 eröffnete Kunst-
Kaufhaus – damals noch in
einer stillgelegten Fabrikhalle in
der Mockauer Rosenowstraße,
heute in der Nähe des Adlers in
der Zschocherschen Straße –
zum Jahresende schließen. „Wir
werden die Miete nicht mehr
bezahlen können“, sagt sie,
denn das Zentralantiquariat als
Vermieter ist nicht bereit, einen
gangbaren Kompromiss einzu-
gehen. Auch lassen sich kaum
noch Flächen an Praxen und
Büros vermieten, in der Ver-
gangenheit noch die Möglich-
keit einer Nebeneinnahme. Und
allein vom Verkauf künstleri-
scher Arbeiten könne man nicht
leben. Es gäbe zwar allerhand
Lauf-, aber nur wenig Kauf-
kundschaft im Plagwitzer Haus.
Schließt das Kunstkaufhaus,
verlieren viele junge Künstler
nicht nur aus dem Leipziger
Umfeld ein Forum, ihre Ar-
beiten zu zeigen. Hier können
sie kostenlos ausstellen, aber
auch Kontakte zu Kolleginnen
und Kollegen herstellen. 
Bedauerlich wäre die Schlie-
ßung auch für die Kunden,
meint Gerda Viecenz, besuchten
doch in der Vergangenheit zahl-
reiche Kunstinteressierte, oft-
mals ganze Familien, regel-
mäßig das Haus. Gern würde
Gerda Viecenz das Haus weiter-
führen, weiß sie doch, wie es
kunstschaffenden Frauen und
Männern hilft. Jedoch hat sie
die Hoffnung nicht aufgegeben,
dass das in Leipzig bisher ein-
malige Projekt KunstKaufhaus
noch eine Chance bekommt.

• H. GERATHEWOHL

Auf einer Fachtagung, die
kürzlich zum Thema „Ent-

wicklung sozialer und interkul-
tureller Kompetenzen in der
Berufsausbildung“ in Leipzig
stattfand und die vom Bil-
dungsförderwerk „Arbeit und
Leben Sachsen gGmbh“ sowie
der „Otto-Brenner-Stiftung“ or-
ganisiert wurde, fiel das verwen-
dete Fachchinesisch im Ein-
führungsvortrag einer Sozialpä-
dagogin aus Köln unangenehm
auf und gab Anlass zu folgender
Glosse:
Deutsch – schwere Sprache, tür-
kisch – schwere Sprache, sozial-
pädagogisch – sehr schwere
Sprache. „Killing me softly“
stöhnte Aretha Franklin in ihrem
berühmten Hit und meinte das

sanfte Töten offenbar ebenso
wenig ernst wie die Sozialpä-
dagogen und -wissenschaftler,
wenn sie in Zeiten von Job kill
von „Soft (s)kills“ reden. Dabei
wollen sie alle am Leben blei-
ben, die Sängerin ebenso wie die
Sozialpädagogin, in deren Eröff-
nungsvortrag zur Tagung es rein
fachchinesisch zuging:  „interku-
turelle Kompetenzen“, „Para-
digmen“, „Selbstreferenz“, „Em-
pathie“, „Verstehensproblema-
tik“, „diskursive Kompetenz“,
„Ethnisierung“ und „Kultura-
lisierung“, „kulturelles Differenz-
verhalten“, „Marginalisierung“,
„Minorisierung“, „Dominanz-
sensibilität“, „Balancieren von

Ambivalenzen“, „Implementie-
ren“, „multikultureller Hand-
lungsimpuls“, „Interaktion“,
„Überaktion“, „Metakommuni-
kation“, „Reflexion von Projek-
tionsmechanismen“, „Hand-
lungsansatz“.
Als ich meine Ambivalenzen
nicht länger ausbalancieren
konnte und die Tagung kurz
heimlich verließ, um mir einen
Dictionary, ein Wörterbuch und
mein „Latein für Angeber“ zu
besorgen, wurde ich von den
Einlassdamen auf frischer Tat
ertappt mit der Frage: Haben
Sie heute schon evaluiert? Ver-
schämt stammelte ich, dass ich
zwar gewaschen und gekämmt

sei, meinen Nachbarn stets grü-
ße und es donnerstags doch käl-
ter als draußen ist und rettete
mich aufs Klo. Dort schwor ich
mir, endlich mein Herz in die
Hand zu nehmen und einen Per-
spektivwechsel zu wagen, um
Toleranz und Verständnis für
Menschen aus einem anderen
Sprachkreis wie Soziologen oder
Pädagogen aufzubringen. Ich
könnte andererseits natürlich
auch im Projekteland BRD För-
dergelder für ein neues Projekt
beantragen, wobei ich  den Ar-
beitstitel bei der Kanzlerin in
spe Angela Merkel entlehnen
würde, die der Fundamental-
meinung frönt: „In Deutschland
spricht man deutsch!“   

• JUDO

Hilfe, die Sozialpädagogen kommen!
UNTERM STRICH

Schon im Vorjahr erwies sich
die Einbeziehung der Leip-

ziger Musikinstitute und -ge-
denkstätten in die Mendelssohn-
Festtage des Gewandhauses als
entschiedener Gewinn. Dank
dieses Zusammenwirkens konn-
ten die Festtage als respektable
Festwoche diesmal mit mehr als
30 Veranstaltungen vom Großen
Concert bis zu Vorführungen im
Musikinstrumenten-Museum
und Spaziergängen auf histori-
schen Pfaden aufwarten. Nur die
Leipziger Klangkörper des
Rundfunks blieben mit ihren
großen Möglichkeiten auch
diesmal noch außen vor.
Den Mittelpunkt bildete selbst-
verständlich wieder das Gewand-
hauskonzert unter Leitung Her-
bert Blomstedts. Einen besonde-
ren Akzent erhielt es diesmal,
indem die Ouvertüre „Ruy
Blas“, das zweite Klavierkon-
zert d-Moll mit Bernd Glemser
als virtuosen Solisten und die
Schottische Sinfonie erstmals
nach der Neuen, auf den Quellen
basierenden Leipziger Mendels-
sohn-Edition gespielt wurden.
Das hat vor allem für die Fein-
heiten der Interpretation Bedeu-
tung. Zum Thema „Mendels-
sohn und England“, dem eine
bis 21. November geöffnete
Ausstellung im Mendelssohn-
Haus gewidmet ist, gestaltete
das Neue Mendelssohn Kam-

merorchester Leipzig unter Gun-
nar Harms ein Programm mit
Werken von Henry Purcell, Wil-
liam Sterndale Benett und natür-
lich von Mendelssohn ein reiz-
volles Programm. Durchaus
Reizvolles führte auch das Sa-
lonorchester „Capuccino“ unter
Albrecht Winter vor.
Neben dem Gewandhauschor
unter Morten Schuldt-Jensen
und dem Chiltern Chamber
Choir unter Adrian Davis, die
ein klug ausgewähltes Pro-
gramm boten, beeindruckten der
Hamburger Monteverdi-Chor,
Solisten und Mitglieder des
Gewandhausorchesters unter
Leitung Gothart Stiers nach dem
vorjährigen „Paulus“ nun mit
einer konzentrierten Aufführung
des „Elias“. Im Festgottesdienst
am Reformationstag waren die
Thomaner unter ihrem Kantor
Georg Christoph Biller in den
beiden Motetten das Leipziger
Vocalensemble unter David
Timm zu erleben.
Dem Thema „Mendelssohn und
England“ widmete die Mendels-

sohn-Hochschule für Musik und
Theater zwei Konzerte mit Wer-
ken von Mendelssohn und dem
von ihm aus England ans Leip-
ziger Konservatorium geholten
Pianisten, Komponisten und Kla-
vierpädagogen Ignaz Mosche-
les. Henry Roche, ein Ururenkel
Moscheles’, war dabei am zwei-
ten Abend auch als Pianist zu
hören. Die Gegenüberstellung
von Werken beider Kompo-
nisten machte Einflüsse des um
eine Generation älteren Mosche-
les auf Mendelssohns Klavier-
musik deutlich, aber mehr noch
die über Moscheles hinausfüh-
renden Unterschiede. 
Manch Seltenes bescherten die
an einigen Abenden mit Lesun-
gen verbundenen Kammer- und
Klaviermusiken im Mendels-
sohn-Saal des Gewandhauses,
im Bach-Archiv sowie im Men-
delssohn- und im Schumann-
Haus, das bis Jahresende eine
Ausstellung „Clara Schumanns
Begegnungen mit England“ zeigt.
Dabei erwies sich die Auffüh-
rung aller 48 Lieder ohne Worte

von Mendelssohn als ein auf-
schlussreiches Experiment. Ent-
gegen der weit verbreiteten Mei-
nung, das führe doch zu ermü-
dender Gleichförmigkeit, erreich-
ten die Qualität dieser kunstvoll
Stücke und die feinsinnige, aus-
drucksstarke Interpretation Eva
Sperls Spannung vom ersten bis
zum letzten Stück. Die Qualität
kleiner Stücke demonstrierte
auch Peter Meyer mit einer Aus-
wahl aus diesen Klavierliedern,
Nocturnes von John Field, den
drei Romanzen von Clara Schu-
mann, Stücken aus dem Zyklus
„Das Jahr“ von Fanny Hensel
und Peter Tschaikowskis Zyklus
„Die Jahreszeiten“.
Zum Abschluss zogen Igor Ois-
trach, Natalia Zertsalova und
das von Christian Funke geleite-
te Bachorchester zum Besten
des Mendelssohn- und des
Schumann-Hauses nochmals
viele Zuhörer an. 
Mendelssohns vielseitiges Wir-
ken bietet weitere Themen für
diese Festtage: Mendelssohn als
Dirigent von Uraufführungen
und wieder entdeckten Werken
des 18. Jahrhunderts, als Förde-
rer seiner Zeitgenossen, als Pia-
nist, Organist und Kammermu-
siker, die Einbeziehung von
Uraufführungen neuer Werke
aus anderen Ländern.   

• WERNER WOLF / 
GUNTER HEMPEL

Womacka in Chemnitz
LN. Die Galerie Rosenkranz in
der Chemnitzer Max-Planck-
Straße 46B zeigt bis Ende
November Arbeiten von Walter
Womacka, dessen Auobiografie
Farbe bekennen kürzlich er-
schienen ist. Aussagen des Au-
ors in diesen Erinnerungen
nahm die Stadt Frankfurt/Oder
zum Anlass, dem Maler die
Eintragung in das Goldenen
Buch der Stadt zu verweigern.
Die Galerie Rosenkranz ist
dienstags bis freitags von 10 bis
18 Uhr geöffnet.

Jüdischer Maler  
LN. Seit dem 4. November ist
im Oberlichtsaal der Stadtbib-
liliothek Leipzig die Ausstel-
lung „BORIS SATCHAKOW –
ein jüdischer Maler in Leipzig“
zu sehen. 
Mit dieser Präsentation soll, wie
das Deutsch-Russische Zentrum
zu Leipzig erklärte, ein Zeichen
des Protests gegen den Einzug
der NPD in den Sächsischen
Landtag, der Solidarität mit unse-
ren jüdischen Mitbürgern und ge-
gen alle Erscheinungsformen des
Antisemitismus gesetzt werden.

UNVERÖFFENTLICHTE ZYKLEN
zu literarischen Themen des
österreichischen Grafikers,
Illustrators und Malers Hans
Fronius (1903-1988) sind
gegenwärtig im Leipziger
Haus des Buches zu sehen.
Ergänzt wird die Aus-
stellung,veranstaltet vom
Leipziger Bibliophilen-Abend
e. V., durch eine Auswahl
einiger von Hans Fronius illu-
strierter Bücher. 

Die Ausstellung kann bis
zum 26. November montags
bis freitags von 9 - 18 Uhr
besichtigt werden.

Abb.: Ensor, Goya, Kubin. Ra-
dierung von Hans Fronius, 1970

Erlebnisreiche
Mendelssohn-Festtage
Vielfalt vom Großen Concert bis zu den Liedern ohne Worte
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Sachsen-Anhalt 
Geschichte und Geschichten

Eine neue Publi-
kationsreihe aus
dem Anderbeck
Verlag, Hrsg.
Matthias Tullner

Der Schwer-
punkt des Hef-
tes 1 (5,90 Euro)
dieser an-
spruchsvoll ge-
stalteten neuen
Reihe, die sich
an eine breite
Leserschaft rich-
tet, ist die Betei-
ligung von Per-
sönlichkeiten
aus dem heuti-
gen Sachsen-
Anhalt an den
Ereignissen des
20. Juli 1944.
Aussagen wer-
den vor allem
getroffen zu
Henning von
Tresckow, Bernhard und Johannes Georg Klamroth, Carl Went-
zel-Teutschemthal und Hans Hasso von Veltheim.
Der Herausgeber dieser Reihe fungiert im Auftrag der Lan-
deszentrale für politische Bildung Sachsen-Anhalt. Die jeweili-
gen Texte sind die Auffassung ihrer Verfasser. Das Heft 2004/2
wird sich mit der Geschichte der Landwirtschaft und des ländli-
chen Lebens in der Region befassen.                        • K. SCH.

Tobias Kaiser u. a. (Hg.):
Historisches Denken und
gesellschaftlicher Wandel:
Studien zur Geschichtswis-
senschaft zwischen Kaiser-
reich und deutscher Zwei-
staatlichkeit. Metropol Ver-
lag. Berlin 2004.318 S.
Jürgen Elvert, Susanne
Krauß (Hg.): Historische
Debatten und Kontroversen
im 19. und 20. Jahrhundert.
Jubiläumstagung der Ran-
ke-Gesellschaft in Essen
2001. Franz Steiner Verlag.
Stuttgart 2003, 286 S.

Die beiden Titel sind im Rah-
men der Diskussion zu or-

ten, die 1998 auf dem „Deut-
schen Historikertag“ in Frank-
furt a. M. ausbrach. Es ging um
die nazistischen Ursprünge der
Geschichtswissenschaft der Alt-
BRD. Der Nazismus verstorbe-
ner Gründerväter und Leitge-
stalten wurde von jüngeren His-
torikern pietätlos aufgedeckt. Da
dies gegen den Willen der längst
etablierten und zumeist schon
ergrauten Schüler jener Gründer-
väter geschah, die in Nachfolge
ihrer Lehrer dazu geschwiegen
hatten, lautete die Überschrift
eines Berichts: „Schuldige Vä-
ter, milde Söhne, strenge En-
kel“.
Bald schalteten sich aber His-
toriker der Führungsgeneration
in die kontroversen Diskus-
sionen ein in der Absicht, die In-
teressen der „milden Söhne“
wahrzunehmen. Dafür ist der
voluminöse Interviewband „Ver-
säumte Fragen. Deutsche Histo-
riker im Schatten des National-
sozialismus“ (Stuttgart 2000)
charakteristisch. 

Auf die Veröffentlichung „His-
torisches Denken und gesell-
schaftlicher Wandel“ trifft das
aber keineswegs zu. Anlass der
Tagung, aus der sie hervorge-
gangen ist, war der 100. Ge-
burtstag des Historikers K. Grie-
wank. So nennt sich auch ihr 1.
Teil „Karl Griewank und die Je-
naer Geschichtswissenschaft“
Generell gehen die Autoren der
Frage nach, ob und in welchem
Maße nazistische Einflüsse und
Aktivitäten festzustellen sind.
Selbst Griewank gerät hierbei
ins Visier.  
Im 2. Teil „Wissenschaft und
Politik“ wird unter erweiterten
Aspekten die Diskussion fortge-
setzt. P. Schöttler kommt hin-
sichtlich des Bandes „Versäumte
Fragen“ zu dem Urteil, dieser die-
ne primär „der Rückgewinnung
einer verlorenen Unschuld“. Der
vom H.-U. Wehler gegenüber
seinem postnazistischen Lehrer
Schieder und seinesgleichen
empfohlene „schmerzliche Spa-
gat“ – Kritik des Nazismus vor
und Bewunderung des Werkes
nach 1945 – habe sich in eine
„Relativierung“ der Kritik ver-
wandelt. Neben Beiträgen über
den Nazismus Heimpels (K. P.
Sommer) und bei „... Neuzeithis-
toriker(n) vor und nach 1945“ –

W. Conze, G. Ipsen, W. Markert
wie auch bei H. Freyer – (T.
Etzemüller) ist ein Beitrag über
„Gerhard Ritter und die ,Ver-
westlichung‘ der deutschen His-
toriografie seit 1945“ (Ch. Cor-
nelissen) hervorzuheben. Aller-
dings verwundert Ritters Auf-
nahme in diesen Teil des Bu-
ches. Galt er doch als ein ent-
schiedener Gegner Hitlers, was
ihn aber u. a. nicht daran hinder-
te, die Jagd der Gestapo auf kom-
munistische Widerstandskämp-
fer und deren Hinrichtung zu be-
fürworten. Sein fortgesetzter
Kampf gegen Kommunismus
und Marxismus nach 1945 so-
wie seine Auseinandersetzung
mit der französischen Annales-
schule spielen im Beitrag eine
wesentliche Rolle.
Der 3. Teil enthält unter dem
Titel „Vergleiche und Längs-
schnitte“ sehr lesenswerte Bei-
träge über „Das Frankreich-Werk
Hedwig Hintzes in der Weima-
rer Republik“ (St. Kaudelka),
über „Kulturgeschichtsschrei-
bung in Deutschland und Ruß-
land im Vergleich“ (T. M Bohn)
sowie über „Transdisziplinarität
in den historischen Kulturwis-
senschaften“ (St. Haas).  
Im Unterschied zu diesem Band
fällt aber die Veröffentlichung

der Ranke-Gesellschaft poten-
ziert unter die Kritik Schöttlers.
Das gilt für den Beitrag von W.
J. Mommsen über „Gestürzte
Denkmäler? Die ,Fälle‘ Aubin,
Conze, Erdmann und Schieder“,
der die Kritik zwar aufgreift,
aber schon mit der Überschrift
bezweifelt. Das betrifft die Apo-
logetik der Ranke-Gesellschaft,
die ihr einstiger Vorsitzender M.
Salewski bietet. Sie trifft aber
auch für die Anlage des Bandes
– ungeachtet des hohen Rangs
einer Reihe von Beiträgen – ins-
gesamt zu. So ist die Einglie-
derung des Mommsen-Beitrags
in die Folge von Debatten und
Kontroversen von Ranke bis zu
„Moderne versus Postmoderne“
eine apologetische Pseudohisto-
risierung. Ging es doch bei
Mommsen nicht um Kontrover-
sen über theoretische und me-
thodische Fragen oder über die
Interpretation historischer Er-
eignisse, sondern um das jahr-
zehntelange Verschweigen und
Verleugnen des Nazismus füh-
render Historiker der BRD und
um den Widerstand, der jenen
begegnete, die damit Schluss
machen wollten.
Salewski verzichtet auf die Sub-
tilität Mommsens. Er wendet
sich vehement gegen die Kritik

der „jungen wilden Historiker
von heute“, denen Schieder und
viele andere als „braun“ gelten.
Er bestreitet dies aber gar nicht.
Vielmehr stellt er fest, dass die
wenigen Historiker, „die nie
braun waren“, die deutsche, das
heißt die bundesdeutsche Ge-
schichtswissenschaft „nach
1945 nur zum Teil aufgebaut“
haben. Damit gilt sie ihm ganz
überwiegend als Werk der Nazi-
Historiker.  
Die völlige Ignoranz der Tatsa-
che, dass marxistische Histori-
ker wie E. Engelberg, J. Kuczyn-
ski, W. Markov, A. Meusel, Leo
Stern u. a., die den Faschismus
seit Anbeginn entschieden be-
kämpft hatten, mit ihren Schü-
lern und nichtmarxistischen Kol-
legen in der DDR eine neue Ge-
schichtswissenschaft begründe-
ten, die in der „Ökumene der
Historiker“ Geltung gewann,
entspricht dem antimarxisti-
schen Dogmatismus der Ranke-
Gesellschaft. Diese Ignoranz
kann aber keineswegs für viele
namhafte Historiker der BRD
gelten, die nicht nur den Dialog
mit ihren marxistischen Kolle-
gen der DDR führten, sondern
auch mit ihnen kooperierten. E.
Schulin, der hier u.a. hervorzu-
heben ist, fasste eine Erkenntnis,
die er in diesem Zusammen-
wirken gewonnen hatte, 1988 in
die Worte: „Verständnis für den
anderen zu gewinnen oder von
Problemerkenntnisssen zu er-
fahren, die einem selber nicht
möglich waren, warum sollte
das manchmal nicht sogar le-
benswichtig sein, also die Le-
benschancen in unserer Welt
verbessern.“ 

• WERNER BERTHOLD

Nazistische Ursprünge 
der altbundesdeutschen 
Geschichtswissenschaft  

Walter Friedrich: Einkom-
mens- und Vermögenssi-
tuation in Deutschland. Ein
Ost-West-Vergleich. Rosa-
Luxemburg-Stiftung Sach-
sen e.V., Leipzig 2004. 71
Seiten, 4 Euro (Hefte zur
politischen Bildung, H. 31)

Viele Erörterungen über
aktuelle wirtschafts- und

sozialpolitische Maßnahmen,
Absichten und Forderungen
vollziehen sich vor dem Hin-
tergrund der gegenwärtigen
Einkommens- und Vermögens-
situation in Deutschland und
ihrer Entwicklung nach 1990,
wobei namentlich die fortdau-
ernden Ost-West-Unterschiede
immer wieder Anlass für Fra-
gen, Missverständnisse und
auch Polemiken geben. 
Indem der Autor die wesent-
lichsten relevanten Fakten zu-
sammenführt und bewertet,
trägt er dazu bei, eine solide,
realistische und von Vorurtei-
len freie Diskussionsbasis zu
schaffen. 13 Tabellen im Text
und vier im Anhang (vor allem
zur Einkommenssituation) so-
wie zahlreiche weitere Primär-
daten im Text sind ein unbe-

stechlicher Fonds für das Fazit
seiner Analyse: dass politische
und rechtliche Maßnahmen
„zu schwerwiegenden, teilwei-
se stigmatisierenden Formen
der sozialen Benachteiligung
der Ostdeutschen, der Frauen
noch mehr als der Männer, ge-
führt haben“, womit er eindeu-
tig Legenden von einer unge-
rechtfertigten Bevorzugung der
Ostdeutschen zurückweist.
Als Ausgangspunkt stellt er
den in der Öffentlichkeit im-
mer wieder hervorgehobenen
West-Ost-Transfers die in der
Gegenrichtung verlaufenen und
verlaufenden Gewinnströme
gegenüber, ebenso die riesigen
Vermögensgewinne auf dem
ostdeutschen Immobilienmarkt
sowie den Prozess der Liqui-
dierung der DDR-Volkswirt-
schaft durch die Treuhand-An-
stalt (Egon Bahr: „Ich kenne
kein Volk auf Erden, das so
enteignet worden ist.“)
Im einzelnen untersucht Fried-
rich dann die Vermögensver-
hältnisse und die Einkommens-
verhältnisse, letztere gegliedert
nach Gesamt-, Arbeits- und
Renteneinkommen.
Hinsichtlich der Vermögens-

verhältnisse gibt es, was aktu-
elle Daten betrifft, große Ta-
bus, insbesondere seitdem seit
1995 keine Vermögenssteuer
mehr erhoben wird. Dennoch
kann der Autor mit einer Reihe
aufschlussreicher Angaben
aufwarten. Sie lassen den
Schluss zu, dass auch in jüng-
ster Zeit die Ungleichmäßig-
keit der Verteilung des Reich-
tums gewachsen ist und dass
die Differenzen zwischen Ost
und West sehr krass sind.
Für den Bereich der Einkom-
men liegt ein reichhaltiges sta-
tistisches Material vor, das der
Autor zu verdichten und zu in-
terpretieren versteht. Seine
Feststellungen leiten unmittel-
bar über zu den aktuellen Dis-
kussionen und sozialen Kämp-
fen gegen den immer offene-
ren Raubzug an den Einkom-
men der sozial Abhängigen –
immer auch unter dem Aspekt
der von Politikern ständig wei-
ter vertagten Gleichstellung
von Ost und West. Der Autor
erwartet, dass die Verantwort-
lichen die Fakten und Trends
genauer zur Kenntnis nehmen
und für Schlussfolgerungen
nutzen.                        • G. L.

Fakten gegen Ost-West-Legenden
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KALENDERBLATT

Vor 60 Jahren ermordet

Bernhard
Almstadt

Bernhardt Almstadt – am 25.
August 1897 in Hannover ge-
boren – war das dreizehnte
Kind eines Schumachers, das
für einen kärglichen Lohn als
ungelernter Fabrikarbeiter
zum Lebensunterhalt der Fa-
milie beitrug bis er 1916 Sol-
dat wurde. Der sozialistischen
Arbeiterjugend bereits vor Aus-
bruch des Krieges zugehörig,
orientierte er sich am antimili-
taristischen Kampf der Spar-
takusgruppe. Er wurde während
der Novemberrevolution 1918
in Hannover in den Arbeiter-
und Soldatenrat gewählt, war
von Anbeginn Mitglied der
KPD und trug zum Aufbau
und zur Entwicklung der
kommunistischen Jugendbe-
wegung in Niedersachsen bei.
1924 wurde Bernhard Alm-
stadt Geschäftsführer der
Magdeburger Zeitung „Tribü-
ne“, von der er 1930 an das Es-
sener „Ruhr Echo“ wechselte.
Später übernahm er in Berlin
die Leitung des Arbeiter-
Sport-Verlages, war Herausge-
ber der Zeitung „Rot-Sport“
und Mitglied der Reichslei-
tung der „Kampfgemeinschaft
für rote Sporteinheit“.
Nach der Errichtung der fa-
schistischen Diktatur wurde er
einer der führenden Organisa-
toren des Widerstandes der Ar-
beitersportler, wofür er vom
Nazi-Regime bereits im Okto-
ber 1933 zu zwei Jahren
Zuchthaus verurteilt wurde.
Wieder in Freiheit, schloss er
sich der Widerstandsorganisa-
tion Saefkow-Jacob-Bästlein
an, in deren Auftrag er insbe-
sondere Verbindungen zu Wi-
derstandsgruppen im Ruhrge-
biet herstellte. Er war einbezo-
gen in die Herstellung von
Kontakten zu Ernst Thälmann
und in den Plan seiner Befrei-
ung. Als Thälmann von Han-
nover nach Bautzen verlegt
worden war, wurden diese Be-
mühungen mit Hilfe Dresdner
Genossen fortgesetzt, die je-
doch letztlich fehlschlugen.
Im Juli 1944 fiel Bernhard
Almstadt der Gestapo in die
Hände. Am 19. September
zum Tode verurteilt, wurde er
am 6. November 1944 im
Zuchthaus Brandenburg hin-
gerichtet.
In den frühen Stunden seines
Todestages schrieb er im Rück-
blick auf die schweren Folte-
rungen und sonstigen Miss-
handlungen, die er in der Ge-
stapo-Haft erlitten hatte, an
seine Ehefrau Erna, die ihm zu-
gleich eine treue und tapfere
Kampfgefährtin war, die be-
wegenden Worte: „Der Tod
kann auch ein Erlöser sein. Ich
sehe in ihm keinen Feind, son-
dern einen guten Mann, der ei-
nen furchtbaren Zustand been-
det.“        • KURT SCHNEIDER

Im Oktober strahlte die ARD
drei Sendungen über Goeb-
bels aus, die letzte am 11.

Oktober. Gestützt auf dessen Ta-
gebücher, führte Elke Fröhlich
durch den Dreiteiler. Wer die
135 Minuten dauernde Sendung
sah, erfuhr, wie sich Goebbels
zum Reichsminister hocharbeite-
te, wie er Hitler und der NSDAP
diente und erhielt Einblicke in
seine Demagogie als NS-Propa-
gandist. Viel Zeit nahmen sich
die Produzenten der Serie, um
das Privat- und Liebesleben ei-
nes der mächtigsten NS-Führer
detailliert zu schildern. Oft ent-
stand der Eindruck, der oberste
Nazi-Propagandist solle durch
diese Methode „humanisiert“
werden. Das Verhältnis zu sei-
ner Frau und zu Hitler wird be-
leuchtet, und durchgehend wird
er fast ausschließlich als Propa-
gandist dargestellt, nicht als
Chef aller modernen Medien,
als Dirigent der größten Mas-
senmanipulation, der psycholo-
gischen Kriegführung und kaum
als Leiter der Verfolgung und
Vernichtung von Literatur. Seit
1937 unterstanden ihm die ge-
samte Presse mit 60 Verlagen,
etwa 2500 Buchverlage, alle
Rundfunkstationen, Theater, Ver-
leger, Buchhändler, Musiker,
bildende Künstler und Schrift-
steller, die von seinem Apparat
zugelassen und nicht schon aus-
gemerzt, vertrieben oder verbo-
ten waren. Diese Angaben stam-
men aus der Zeit vor der soge-
nannten Erweiterung des Rei-
ches (Eingliederung Österreichs
und besetzter Gebieten in Ost
und West). Der Medienapparat
reichte 1943 von der Krim bis
nach Paris, von Nordnorwegen
bis nach Griechenland und
Nordafrika. Mit 113 330 178 RM
erreichte der Zentralverlag der
NSDAP den höchsten Umsatz

aller deutschen Konzerne.
Mit der Kunst des Auslassens
wurde ein Bild von Goebbels
als Propagandaredner gezeich-
net, nicht aber als Organisator
der Verfolgung von humanisti-
schen, liberalen und pazifisti-
schen Künstlern und Schriftstel-
lern und der gesamten Emigra-
tion. Goebbels schaltete erst
Kommunisten, Sozialdemokra-
ten, liberale und bürgerlich-de-
mokratische Gruppierungen aus,
ehe er zur Massenvertreibung
und Vernichtung überging. Er
verkörperte nicht nur den NS-
Propagandisten und verkündete
nicht nur den Antisemitismus.
Er baute eine gesonderte große
Abteilung zur „Überwachung
der geistig und kulturell tätigen
Juden im deutschen Reichsge-
biet“ auf und erreichte 1937/38
mit Hilfe der Reichskulturkam-
mer, des Börsenvereins der Deut-
schen Buchhändler zu Leipzig
sowie der Gestapo, dass er Hit-
ler das NS-Deutschland als „ju-

denfrei“ melden konnte. Goeb-
bels und sein Apparat waren
Propagandisten des Antisemi-
tismus und Organisatoren des
Holocaust. Diese Verbrechen an
Juden setzten sie auch im
gesamten besetzten Europa fort.
Der Reichskulturwart, SS-Grup-
penführer Hans Hinkel, wirkte
unter Goebbels als Geschäfts-
führer der Reichskulturkammer
und leitete die Abteilung „Über-
wachung der geistig und kultu-
rell tätigen Juden im deutschen
Reichsgebiet“. Hinkel organisier-
te, dass alle Juden aus dem kul-
turellen Leben vertrieben wur-
den, ins Exil oder in die Vernich-
tungslager gehen mussten und
der Geist des Judentums liqui-
diert wurde. Er lebte bis 1960 in
der BRD als „Minderbelasteter“
mit einer sehr guten Pension.
Wir erfahren, dass Eberhard Tau-
bert am Hetzfilm „Der ewige
Jude“ mitwirkte, und nur neben-
bei etwas über seine Funktion,
Propaganda gegen die Nazigeg-

ner zu betreiben, aber nicht,
dass er Generalreferent für alle
Fragen der Propaganda, Kultur-
politik und geistige Ausmer-
zung im besetzten „Ostraum“
und Vertreter im Amt Rosenberg
war. Über die Rollen von Wer-
ner Naumann, Staatsekretär von
Goebbels, SS-Obersturmbann-
führer Fritz Hippler, Leiter der
Filmabteilung, SS-Standarten-
führer Wolfgang Diewerge, Lei-
ter des Reichspropagandaamtes
Danzig-Westpreußen, Leiter der
Rundfunkabteilung von Goeb-
bels, und andere gibt es kaum
Informationen. Wurde über die-
se Nazis nichts berichtet, weil
sie alle ins NSDAP/SS-Netz-
werk nach 1945 verstrickt wa-
ren, ab 1948 neonazistische Pro-
paganda betrieben, vom gesamt-
deutschen Ministerium geför-
dert wurden und sich aktiv in
der FDP und um sie betätigten?
Als Zeuge führten die Filmema-
cher den persönlichen Referen-
ten von Goebbels, Wilfred von
Oven, vor. Oven trat bereits
1930 der NSDAP bei, war eben-
so im NS-Netzwerk nach 1945
wirksam. Er fiel unter die „Ade-
nauer-Amnestie“ und wirkte
nach 1950 in der Medienland-
schaft der BRD, veröffentlichte
ein Buch zur Verherrlichung von
Goebbels („Mit Goebbels bis
zum Ende“) und hatte Verbin-
dungen zum früheren MdB
Ernst Achenbach, der vor 1945
als Gesandtschaftsrat im besetz-
ten Paris für Judenfragen und
Kulturpolitik zuständig war,
später Mitstreiter des SD-Chefs
Six. Oven, unkommentiert als
der Zeitzeuge vorgestellt, ist ein
Zugeständnis an Neonazis und
deren Ungeist. 
Dieser Film verhüllt, dass be-
deutende Teile des Apparates
von Goebbels und der SS-Ideo-
logen und -Verbrecher den Me-
dienapparat nach 1949 im Wes-
ten mitbestimmten.
Zweifel erheben sich über die
Wissenschaftlichkeit von Doku-
mentation dieser Art. Der ge-
nannten Fernsehdokumentation
könnten andere zu Seite gestellt
werden.

Ein Film, der viel verhüllt
Bezeichnende Auslassungen in einer dreiteiligen Fernsehdokumentation 

der ARD über Goebbels / Von OTTO SEIFERT

Goebbels – das Medium Rundfunk fest im Griff

Am 15. November 1884 trat
auf Initiative von Reichs-

kanzler Bismarck in Berlin die
sogenante Kongo-Konferenz zu-
sammen, in der die Großmächte
Afrika faktisch unter sich auf-
teilten. Damit begann der offizi-
elle Aufstieg Deutschlands zur
Kolonialmacht. Bereits seit den
70er Jahren gab es im Deutschen
Reich eine Kolonialbewegung,
getragen von der stark expandie-
renden, nach Rohstoffquellen
und Absatzmärkten strebenden
Industrie; 1882 wurde der Deut-
sche Kolonialverein gegründet.
Nur wegen Zögerns und dip-
lomatischer Rücksichten war
die Politik hier zunächst nicht
wirksam geworden.   
Noch während der Kongo-Kon-
ferenz trat die von Carl Peters
gegründete Gesellschaft auf den
Plan. Die praktische Geschichte
deutscher kolonialer Besitznah-
men in Afrika begann im Gebiet

des heutigen Tansania mit der
Unterzeichnung eines Vertrags,
der so beginnt: „Mafungu Bini-
ani ..., Sultan von Nguru, tritt
hiermit durch sein Handzeichen
und unter Zuziehung der mitun-
terschriebenen Zeugen das ihm
widerspruchlos als alleinigem
Souverän gehörige Land Qua-
niani Quatunge in Nguru ... für
ewige Zeiten und zu völlig freier
Verfügung an Herrn Dr. Peters
als den Vertreter der Gesell-
schaft für deutsche Kolonialisa-
tion ,..., ab.“ 
Peters erwirbt damit das allei-
nige Recht, „Grund und Boden,
Forsten und Flüsse usw. in je-
der ihm beliebenden Weise aus-
zunutzen; das alleinige Recht,
Kolonisten in das Land zu füh-
ren; eigene Justiz und Verwal-
tung einzurichten, Zölle und

Steuern aufzulegen“. Im Gegen-
zug verpflichtet sich Peters, den
Sultan und sein Volk „zu schüt-
zen gegen jedermann, soweit es
in seinen Kräften steht“.
Drei Monate später – er hat in-
zwischen weitere derartige „Ver-
träge“ abgeschlossen – erhält er
den „Schutzbrief“ Wilhelms II.,
mit dem er die Oberhoheit über
die betreffenden Gebiete und
„weiterer Uns nachzuweisender
Erwerbungen ... unter Unseren
Kaiserlichen Schutz“ stellt 
In der Folge wird die deutsche
Kolonialherrschaft nicht nur mit
solch kriminellen Mitteln aus-
geübt und erweitert, sondern zu-
nehmend mit physischer Ge-
walt: mit Erschießungen, Ent-
führung afrikanischer Frauen,
und der Entsendung eines Flot-
tengeschwaders. Nachdem mit

Großbritannien, Portugal und
Belgien die Grenzen zu deren
Besitzungen festgelegt sind, be-
ginnt die „Erschließung“ von
„Deutsch-Ostafrika“, die Aus-
plünderung des Landes und der
Bewohner. Wie in anderen deut-
schen Kolonien – Kamerun,
Südwestafrika, Kiautschou u. a.
– geht sie einher mit der bluti-
gen Niederschlagung des Wi-
derstandes der Eingeborenen.
Die deutsche Kolonialgeschich-
te endete nach dem Ersten Welt-
krieg mit dem Vertrag von Ver-
sailles. Die deutschen Monopo-
le und ihre politischen Ge-
schäftsführer richten die welt-
weite Expansion fortan auf neue
Ziele und bedienen sich anderer
Mittel: militärischer wie wirt-
schaftlicher und diplomatischer.
Bis heute.                       • G. L.

Deutschland wird KolonialmachtVor 120 Jahren
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Im Sport ist Tempo gefragt,
deshalb ist er auch so schnell-
lebig. An die Helden von

gestern erinnern sich heute oft
nur noch wenige. Neulich fand
ich einen Namen in meinem
Notizbuch und grübelte eine
Weile: Mutafo? Bei der Suche
stieß ich auf Ehm Welk, der ein
Buch mit diesem Titel geschrie-
ben hatte: Mutafo, das Ding, das
durch den Wind geht. Und da
hatte ich die Spur. So hatten drei
Rostocker Segler vor vierzig
Jahren ihr Drachenboot getauft,
mit dem sie sich für die Olympi-
schen Spiele in Tokio qualifizier-
ten, die im Herbst 1964 stattfan-
den. Es war noch eine gesamt-
deutsche Mannschaft und die
Ausscheidungsregatten wurden
knallhart gesegelt. Die Schieds-
richter erstickten fast in Protest-
formularen. Als  „Mutafo“ schon
verladen und auf dem Seeweg
ins ferne Enoshima war, ging der
letzte BRD-Protest ein: Die
„Mutafo“-Maße stimmten
angeblich nicht, die Rostocker
hätten sich also mit einem
„gefälschten“ Boot die Olympia-
fahrkarte ersegelt. (Regel 1:
DDR-Sportler betrogen immer
...) Die Internationale Jury warte-
te im fernöstlichen Enoshima auf
die Ankunft des Frachters, der
die „Mutafo“" an Bord hatte. Das
Schiff geriet in einen Sturm, ver-
spätete sich, die Spannung stieg
wie in einem guten Krimi. Dann
wurde „Mutafo“ abgeladen und
alle Zuständigen stürzten sich
mit Zollstöcken und und anderen

Messgeräten auf das Boot. Vor
der Baracke warteten alle ge-
bannt auf das Ergebnis. Es kam:
Alle Maße stimmten! „Mutafo“
wurde also für die Olympiaregat-
ta zu Wasser gelassen. Auch das
noch: In der entscheidenden letz-
ten Wettfahrt fehlten den
Rostockern nur 16 Sekunden am
Gold. Daran sollte man sich

schon mal erinnern.
Und vielleicht auch noch daran:
Weil die Hüte der gesamtdeut-
schen Mannschaft aus einem
volkseigenen Betrieb kamen,
weigerten sich die BRD-Segler,
sie zur Eröffnungszeremonie
aufzusetzen. Das war das erste
Mal, dass man bei Olympia
einen Unterschied zwischen Ost
und West auf Anhieb erkennen
konnte.

Heutzutage streitet man
über ganz andere olympi-
sche Probleme. Der

Deutsche Sportbund (DSB) und
das Nationale Olympische
Komitee (NOK) sollen zusam-
mengelegt werden. Und dann –
so die Wortführer der Fusion –
siegt Deutschland wieder bei
Olympia! In Leipzig brachten
unlängst kluge Köpfe zu Papier,
was in Angriff genommen wer-
den müsste, um zu Siegen
zurückkehren zu können. Viel-
leicht begingen sie einen Irrtum,
weil sie glaubten, es wären kluge
Köpfe, die die Probleme lösen
wollen. Vorgeschlagen worden
war zum Beispiel, die Wett-

kampfperiodisierung zu verän-
dern. Bei der entscheidenden Sit-
zung des NOK letztes Wo-
chenende in Frankfurt/Main plä-
dierte Präsident Klaus Steinbach
nicht für Wettkampfperiodisie-
rung, sondern dafür, dass das
NOK bei der Fusion einen
Führungsanspruch anzumelden
habe! Und er verschleierte dieses

Anliegen mit folgenden Forde-
rungen: „Wir streben eine Sport-
organisation an, die olympia-
kompatibel von Olympia geprägt
und durchdrungen ist.“ Hört
jemand die Nachtigall nicht trap-
sen? Ein Besuch beim Ohrenarzt
wird empfohlen. 
Das NOK hat auch darauf ver-
wiesen, dass es schon eine
gebührende Vorleistung abgelie-
fert habe: Die Zahl der Präsidi-
umsmitglieder wurde von 23 auf
12 Mitglieder reduziert. 
Am 16. November sollen die ent-
scheidenden Verhandlungen zwi-
schen beiden Gremien beginnen,
und ich muss mich nicht als
Wahrsager versuchen, um pro-
phezeien zu können, was dabei
herauskommen wird. DSB-Präsi-
dent Manfred von Richthofen
hatte unlängst verkündet: „In
jedem Fall müssten die Ge-
spräche bis Ende November
abgeschlossen sein, damit der
Spitzensport weiß, wo es hin-
geht.“  
Da hat er Recht, das will man
nämlich schon lange wissen! 
Damit nicht alles „Mutafo“ ist
und durch den Wind geht.

Sportkolumne

Nicht alles
„Mutafo“

Von
KLAUS

HUHN

TELESKOP

Nach Abschluss der olympi-
schen Spiele in Athen und

eingedenk der dort erreichten
schlechten Leistungen der deut-
schen Athleten traf sich am 13.
Oktober in Leipzig eine Gruppe
ehemaliger Sport- und Trainings-
wissenschaftlern, Trainingsmetho-
dikern sowie Olympiateilnehmern
und -siegern, Sportfunktionären
und -praktikern zu einer breitge-
fächerten Diskussion zum Thema
„Olympia und seine Spiele 2004 –
Ergebnisse, Entwicklungen und
bemerkenswerte Details“.
Ziel war die Suche nach Wegen
und Möglichkeiten, um aus der
gegenwärtigen Misere herauszu-
kommen. Helmut Horatschkes
(Berlin)  differenzierte statistische
Analyse war eine sehr gute Dis-
kussionsgrundlage.
Zu den Ergebnissen der Beratung:
In den Mittelpunkt gestellt werden
sollte künftig eine komplexe Ana-
lyse in allen olympischen Sportar-
ten, insbesondere in den so ge-
nannten Kernsportarten, und dies

ohne politische, ideologische, fö-
deral-strukturelle, organisatori-
sche und kaderinterne Vorbehalte. 
Im Einzelnen ist eine tiefgreifende
Auswertung der Ergebnisse von
Athen durch das NOK und den
DSB unter Hinzuziehung von
Cheftrainern und Leistungssport-
lern ebenso nötig wie die Prüfung
der Übernahme von Trainingsstra-
tegien, Konzepten der Trainings-
planung von Disziplinen mit inter-
nationalem Leistungsniveau wie
Kanu, Rudern, Sportschießen u. a.
Ferner braucht es eine Koordinie-
rung der lang-, mittel- und kurzfri-
stigen Trainings- und Wettkampf-
planung. Zunächst und vor allem
zwischen den Kern- und medail-
lenträchtigen Sportarten.
Zu fördern und zu entwickeln ist
der Vorschul-, Schul-, Berufs-
schul- und Jugend- sowie Stu-
dentensport.  Intensivierung und
vor allem Koordinierung der Lei-

stungssportforschung durch Er-
weiterung und Qualifizierung des
Sportartenprogramms der sport-
wissenschaftlichen Einrichtungen
IAS in Leipzig und des FES in
Berlin ist angesagt.
Wesentlich zu erhöhen ist die Ver-
antwortung der Sportverbände als
Vor-Ort-Zentren für eine abge-
stimmte, auf die Territorien ge-
richtete Leistungssportentwick-
lung.
Zu entwickeln ist  ein Fördersy-
stem der Leistungssportler, in dem
Sport, Ausbildung und Beruf eine
Einheit bilden. Der bisher prakti-
zierte Weg des Selbstlaufs ist lei-
stungsbehindernd.
Einbezogen werden sollten, zum
Beispiel in der Form von Runden
Tischen, auch Spitzentrainer der
DDR, deren Erfahrungen von
unschätzbarem Wert sind.  Reser-
ven und Möglichkeiten im Lei-
stungssport bieten – ohne Wenn

und Aber – alle jene Erfahrungen,
Forschungsergebnisse und -er-
kenntnisse des DDR-Leistungs-
sports, die sich auf dem Prüfstand
internationaler Anforderungen
bewährten.
Eine Fusion von NOK und DSB
für eine Reformierung des deut-
schen Leistungssports ist nur dann
sinnvoll, wenn eine zielgerichtete
Leistungsportentwicklung vom
Nachwuchs- bis zum Hochlei-
stungssport gesichert wird.  
Der Teilnehmerkreis unterstützt
das Positionspapier der Ständigen
Konferenz der 16 LSB in Hanno-
ver, dass die Gesamtverantwor-
tung für die Förderung und Ent-
wicklung im internationalen Wett-
kampfvergleich in einer einzigen
Organisation zusammenlaufen
soll. Das liegt durchaus im Erfah-
rungsfeld des DDR-Leistungs-
sports. 

• PROF. em. DR. FRED GRAS

Erst verkohlt, 
jetzt verqueent

Irgendwann nach der vollzogenen Konterrevolution habe
ich mir versprochen: Wenn in deiner Tageszeitung des
erste Horoskop erscheint,  kündigst du das Abo. Doch was
sollte ich tun, ich brauchte das verwurstende Blatt wegen
manch regionaler Information oder auch einfach nur, um
zu sehen, wie  heute so desinformiert und manipuliert wird.
Mit dem Fernsehen ist es einfacher, da kann man bestimm-
te Peinlichkeiten wegzappen. Bestelle einer aber mal eine
Zeitung ohne die Seite 15 oder 21 ...
Manchmal komme ich dennoch nicht zum Tastendruck auf
meiner Fernbedienung, so baff bin ich darüber, was mir
alles  zugemutet wird. Erst dieser Tage wieder überschlu-
gen sich die Stimmen vor allem der Sprecherinnen, sie
loderten geradezu im königlichen Abglanz: The Queen
trägt Königsblau! Jedenfalls in Berlin. Sie lässt sogar
ihren extra eingeflogenen weinroten Bentley stehen, um im
Panoramazug mit freiem Blick zum Himmel – wie göttlich
– vorgeführt zu bekommen, wie sich die einst geteilte Stadt
verwandelt hat. Berlin hat’s ja.  Zumindest hat es nicht
nötig, sich Ausgaben für Sinnlosbesuche zu verkneifen. Da
ist schon Partyking Wowereit vor. 
The Queen ist also hellauf begeistert. Das bleibt ihr unbe-
nommen. Aber warum hechelt ihr das deutsche Volk so
hinterher? Hat es nicht 1918 mit diesem teuren und reak-
tionären Spuk ein Ende gemacht – revolutionär, zeit-
gemäß? Parlamentarische Demokratie und ein Juchzen
und Jauchzen, eine echte Königin, ein durchs irdische
Dasein schwebendes blaues Blut  in der Nähe zu wissen –
wie passt das nur zusammen? Kann sie vielleicht die Ren-
ten „ihrer“Untertanen erhöhen? Sie kann sie nicht mal
senken. Kann sie die britischen Soldaten aus dem Irak
heimholen? Sie hat sie ja gar nicht hingeschickt ... Wozu
das ganze Gloria? – Damit Tränen der Rührung und auch
des Kummers frei fließen können, ihr nicht den Rocksaum
küssen zu dürfen?  Was trägt sie auch so kurze Mäntel. Die
Moderatorinnen überschlagen sich mit süßlichen Tiraden
über die Freude bei den Menschen allüberall, eine leib-
haftige Königin in ihrer Mitte zu wissen. Wie im Märchen.
Und sie ist so edel, so freundlich. Und natürlich isst sie
auch edel. Dutzende Köche werden gezeigt, wie sie teuer-
ste Zutaten noch teurer verköcheln, um dem königlichen
Gaumen höchste Lust zu bescheren. Da ist sie dann nicht
mehr ein Mensch wie du und ich. Da haben wir Lieschen
Müllers nur noch draußen vor dem Tor verklärt zu stau-
nen.    
Mit einem Volk, das sich dermaßen beschäftigen lässt, ist
keine neue Revolution in Sicht.                               

•  MX

Wege und Chancen nach Athen 2004 Die Gewinner 
stehen fest

Wir danken allen Leserin-
nen und Lesern, die sich an
unserem kleinen Preisaus-
schreiben beteiligten. Wir
fragten in Ausgabe 21 nach
Leipziger Sportlern, die bei
Olympischen Spielen Me-
daillen gewannen. Unter
Ausschluss des Rechtswe-
ges wurden drei Gewinner
des Buches „Athen 2004 –
Unser Olympiabuch“ von
Kristin Otto und Heinz Flo-
rian Oertel gezogen:
Elisabeth Weber, 
Klaus Birnbaum,
Alfred Bauer.
Wir gratulieren allen Ge-
winnern. Die Bücher wer-
den in den nächsten Tagen
übergeben.
Die richtigen Antworten: 1.
Kristin Otto, 2. 1960 in
Rom und 3. Jens Lehmann.
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Dr. Ulrich Eder, Steuerfachan-
walt und selbst Berater bei
Dutzenden Cross-Border-Lea-
sing-Geschäften (CBL), sieht
große Risiken auf die Städte
zukommen: „Bisher haben die
US-Investoren stillgehalten,
aber jetzt sind keine Neuab-
schlüsse mehr möglich, und
man muss keine Rücksicht auf
negative Presse nehmen. Da-
mit wird man versucht sein,
sich aus diesen Verträgen mit

Schadenersatzforderungen
herauszuklagen.“
... CBL ist das Verleasen von
kommunalem Eigentum an
einen US-Investor, der dar-
aus Steuervorteile zieht. An-
schließend mietet die Kom-
mune das verleaste Eigen-
tum, sei es eine Kläranlage
oder U-Bahnröhren, wieder
zurück, um es selbst zu be-
treiben. 
Im Rahmen einer großen
Steuergesetzgebung, dem
sogenannten Job Creation
Act of 2004, wurde in den
USA das zukünftige Einge-
hen von Cross Border Lea-
sings rückwirkend zum 12.
März 2004 verboten. ... Am
letzten Freitag unterschrieb
Präsident George W. Bush
das Gesetz ...
Durch derzeit laufende Be-
triebsprüfungen können alle
bisherigen Transaktionen in
Frage gestellt werden. Damit
kann der jeweilige US-Part-
ner Schadenersatzforderun-
gen in dreistelliger Millionen-
höhe an die Städte herantra-
gen. Derzeit erhalten viele
Kommunen Post aus den
USA vom IRS, das ihre Lea-
singdeals unter die Lupe
nimmt ...
Schon das ganz normale Ver-
tragsmanagement enthält ge-
nug Fallstricke, wie der Fall
Essen zeigt. Dort wäre eine
„winzige Katasterverschie-
bung“ im Zuge einer Neuver-
messung der Messe der
Stadt beinahe zum Verhäng-
nis geworden. Diese hätte
zuerst mit dem US-Vertrags-
partner, der die Messe ge-
least hat, abgestimmt werden
müssen. Ansonsten könnte
dieser mit Schadenersatz bis
zu 30 Prozent des Transakti-
onsvolumens drohen – in
Essen wären das 130 Millio-
nen Euro. Bei einem Schul-
denstand von über 300 Millio-
nen Euro fast gleichbedeu-
tend mit dem wirtschaftlichen
Tod. Besonders pikant: Der
Gerichtsstand ist jeweils New
York. Schließlich sind die
USA bekannt für hohe Scha-
denersatzforderungen.

Corell Wex
in „Junge Welt“ vom 

1. November 2004

BEI ANDEREN
GELESEN Einige Leserinnen und-

Leser von LEIPZIGS
NEUE haben vielleicht
das Foto im ND vom 18.
Oktober mit dem Titel
„Zerstörte Hoffnung“ ge-
sehen. Es zeigt junge af-
rikanische Männer, die
vor der Kanareninsel
Fuerteventura von der
spanischen Küstenwache
aufgegriffen wurden. 
Meine Frau und ich wa-
ren vor kurzem als Ur-
lauber auf dieser Insel.
Bei einer unserer Strand-
wanderungen kamen wir
an einem auseinanderge-
fallenen Boot vorbei, das
etwas erhöht in den Stein-
klippen lag. Das Holz, aus
dem das Boot gezimmert
war, sah ziemlich neu aus.
Bei uns funkte es noch
nicht.
An einem anderen Tag,
in einer Lagune, ein ähn-
liches Boot, das offen-
sichtlich bei Flut dort ge-
landet oder gestrandet
sein musste. Kein Name,
keine Bezeichnung am
Boot, das schätzungswei-
se 8–10 Personen auf-
nehmen konnte. Als wir

sahen, was in dem Boot
noch lag, wurde uns alles
klar. Ein sehr hoher Pla-
stebehälter, in dem noch
lange Weißbrote steck-
ten, ein großer Wasserka-
nister, zurückgelassene
Kleidungsstücke ...
Wenn man das sieht,
wird man traurig und wü-
tend zugleich. Auf unse-
rer weiteren Strandwan-
derung haben wir nicht
mehr viel gesprochen.
Sind die Boote mit oder
ohne Besatzung auf der
Insel angekommen? Wel-
che Ängste mussten die
Menschen ausstehen?
Wie lange haben sie von
der cirka 120 Kilometer
entfernten afrikanischen
Küste bis zur Insel ge-
braucht? Gehörten sie zu
den von der Küstenwache
Aufgegriffenen? Wenn sie
glücklich gelandet sein
sollten, wie kommen sie
unerkannt von der Insel
aufs Festland? Fragen, die
wir niemandem stellen
und die uns niemand be-
antworten konnte.

MANFRED ERBE,
LEIPZIG

Seit Jahren schreibe ich, ent-
stehen Texte, von denen ich

wissen möchte, ob es sich um
Gedichte handelt und ob sie
auch anderen etwas mitteilen
können. Mir wurde geraten,
doch einmal Christel Hartinger
anzurufen, sie lädt zu Konsulta-
tionen ein, würde auch Ge-
sprächsrunden mit Literaturin-
teressierten veranstalten, in die
ich hineinpassen könnte ...
Diese Auskunft bestätigte sich,
und ich war nun schon das zwei-
te Mal im „Literaturcafé unterm
Dach“ des Karl-Liebknecht-
Hauses, in dem es an jedem letz-
ten Freitag eines Monats rund
um Geschriebenes, Vorgelese-
nes geht.
Der Zyklus der Veranstaltungen,
so konnte ich inzwischen erfah-
ren, beginnt immer mit einer
Lesung der Freitagswerkstatt
„Erzählen und Schreiben“; dann

folgt ein offenes Literaturge-
spräch „Vorlesen und Zuhören“
über  mitgebrachte Lieblings-
bücher oder Selbstverfasstes,
und in einer dritten Veranstal-
tung „Rezitieren und korrigie-
ren“ kann vor den professionel-
len Ohren der Regisseurin und
Schauspielerin Luise Wilsdorf
geübt werden, wie zum Beispiel
„Der Zauberlehrling“ in der
Deutschstunde oder eine Ge-
burtstagsrede wirkungsvoll vor-
zutragen sind. LISA, die femini-
stische Arbeitsgemeinschaft in
der PDS (auch etwas, das ich
bisher nicht kannte) trägt diese
sich wiederholende Veranstal-
tungsreihe.

Am letzten Freitag im Oktober
stand „Vorlesen und Zuhören“
auf dem Programm, vorgestellt
wurden Texte aus allen Gattun-
gen: Luise Wilsdorf las mit gro-
ßem komischen Geschick aus
ihrer Komödie „Eine Leiche
zum Tee“, die vor wenigen T-
agen mit ihrem Seniorentheater
„Prima“ eine umjubelte Premie-
re hatte. Frau Helga Rahn stellte
Gedichte vor, denen sich ein
intensives Gespräch über Le-
benserfahrungen vor allem der
älteren Generation anschloss.
Wolfgang Kühns Texte, vor allem
„Bingo“, wo in seltener Offenheit
Suchtprobleme formuliert wer-
den, erregte rundum Anerken-

nung, und – Herr Kühn bin ich –
diese Debatte bestätigte mir, in
diesem Kreis bin ich richtig.
Abschließend hörten wir Lebens-
informationen und Gedichte von
Frau Dr. Samia Tschauschli, einer
schon lange in Leipzig lebenden
und wirkenden kurdischen Sozi-
ologin und Autorin. Sie trug sie in
ihrer Muttersprache und in deut-
scher Übertragung vor, und be-
sonders dadurch vermittelten sie
uns die Schwere und die Tap-
ferkeit eines Lebens im Exil.
Frau Dr. Hartinger will versu-
chen, vor allem auch die Texte
dieser Autorin kontinuierlicher
bekanntzumachen.
Und ich werde weiterhin ins
Dach-Café kommen und kann
das nur allen empfehlen, die in
Sachen Literatur Anschluss su-
chen.

WOLFGANG KÜHN,
LEIPZIG

Das Leid der Bootsflüchtlinge 

„Bingo“ im Literaturcafé
unterm Dach

Foto: Helga Erbe

Aus für Cross-
Border-Leasing-

Modell

Die Innsbrucker Geschichtsprofessorin
Brigitte Mazohl-Wallnig sprach in der

Rosa-Luxemburg-Stiftung Leipzig am 26.
Oktober zum Thema „Die ‚Erfindung‘ Ös-
terreichs durch die Nationalgeschichts-
schreibung“.
Der Zufall wollte es, dass an diesem Tag, an
dem sich lediglich 20 Zuhörer im Vortrags-
raum der Stiftung eingefunden hatten, Öster-
reich gleichzeitig seinen 49. Nationalfeier-
tag – „Tag der Fahne“ –  beging. Dieser Tag
erinnert an die Verpflichtung Österreichs
vom 26. 10. 1955 zu immerwähren-der Neu-
tralität. Im gleichen Jahr war auch der
Staatsvertrag abgeschlossen worden, der das
Besatzungsstatut beendete und  den An-
schluss an Deutschland verbot. Weiterhin
war Österreich in die UN aufgenommen
worden. 
Frau Dr. Mazohl-Wallnig gab zu Beginn
einen aufschlussreichen Einblick in Umfra-

geergebnisse. Während 1964 noch eine
knappe Mehrheit der Österreicher ihr Land
für eine deutsche Nation hielt, bejahten in
diesem Jahr 76 Prozent die Frage, ob Öster-
reich eine eigenständige Nation sei. 16 Pro-
zent waren der Meinung, sie bilde sich all-
mählich heraus. Außerdem teilten 65 Pro-
zent die Ansicht, die österreichische Nation
gäbe es seit 1945, dem Beginn der Zweiten
Republik. Die Erste Republik, die allgemein
als Deutsch-Österreich bezeichnet wurde,
war nach dem 1. Weltkrieg gebildet worden
und endete 1938 mit dem sogenannten

Anschluss an Deutschland im Ergebnis einer
Volksabstimmung.
Die Referentin schilderte die komplizierte
Entstehung und Entwicklung Österreichs
und charakterisierte die verschiedenen Bau-
steine des „Konstrukts österreichische
Geschichte“ in ihrer ganzen Widersprüch-
lichkeit. Die österreichische Nation sei
immer ein rechtlich-staatlicher Begriff ge-
wesen, zumal viele Nationalitäten im Ver-
lauf der Geschichte in Österreich zusam-
mengefasst wurden (Zitat Titelzeile).  
Leider wurden in der Veranstaltung aktuelle
Bezüge auf die heutige Situation in Öster-
reich und die Politik der Bundesregierung
völlig vernachlässigt. Gibt es doch bei-
spielsweise im Zusammenhang mit der Aus-
arbeitung einer neuen Verfassung, der Asyl-
frage und dem Rechtspopulismus große
Auseinandersetzungen. 

M. BOLS

„Wir sind Österreicher,
weil Österreich ein
Staat ist und wir in 

diesem Staat leben“

Foto: ND 18. Oktober
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Konzern-Sponsoring 
über die Werbung?

Das funktioniert bei einem linken Blatt aus 
beiderseitiger Abneigung nicht.  

Alljährliche Preiserhöhungen muten wir 
Ihnen nicht zu.

Finanzieren müssen wir 
uns dennoch!

SPENDEN an:
Projekt Linke Zeitung e. V.,

Sparkasse Leipzig, Konto: 11 50 11 48 40  – BLZ
860 555 92, Kennwort: Spende für LN
Übrigens: LN ist auch ein prima 

Geschenk für Freunde, Bekannte ,
Nachbarn ...

LIEFERANSCHRIFT:
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Name, Vorname
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Straße, Hausnummer
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PLZ, Ort
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RECHNUNGSANSCHRIFT 
(nur  extra auszufüllen, wenn dies ein 

Geschenkabonnement ist  

.................................................................
Name, Vorname
.................................................................
Straße, Hausnummer
.................................................................
PLZ, Ort

Das Halbjahresabonnement kostet 13 Euro.

Die Zeitung erscheint vierzehntäglich und
wird  über die Post zugestellt. Das Abonne-
ment verlängert sich jeweils um ein halbes
Jahr, wenn ich es nicht bis 1 Monat vor
Bezugsende in der Redaktion kündige.

Ich bitte um Rechnung
Ich bezahle durch Bankeinzug

.................................................................
Geldinstitut
.................................................................
BLZ

.................................................................
Kontonummer
.................................................................
Kontoinhaber
.................................................................
Datum, 1. Unterschrift des Auftraggebers
Ich kann diese Bestellung innerhalb von 10 Tagen nach Absendung
(Datum Poststempel) widerrufen.

.................................................................
2. Unterschrift des Auftraggebers

Bestellschein

Ich möchte LEIPZIGS NEUE unterstützen und zahle zum
Halbjahrespreis von 13  Euro zusätzlich 5 Euro.

Solidaritätspreis:

Ausgefüllten Bestellschein bitte an 

LEIPZIGS NEUE, Braustraße 15, 04107 Leipzig schicken 

Montag, 15. November, 18 Uhr, Leipzig
Die Türkei an der Schwelle der EU. Chancen und Risiken. Mit  Prof.
Dr. Sarkis Latchinian, Leipzig   
Harkortstr. 10
Mittwoch, 17. November, 19 Uhr, Dresden
Faschismuskritik aus dem Geist des Nationalismus. Victor Klemperers
antifaschistische Sprachkritik. Mit dem Autor Sönke Landt, Bremen
„WIR AG“, Martin-Luther-Str. 21  
Donnerstag, 18. November, 17.30 Uhr, Leipzig
Zur Leipziger kulturhistorischen Osteuropaforschung und -lehre.
Teil 1. Mit Prof. Dr. Wolfgang Geier, Leipzig / Klagenfurt ***   
Harkortstr. 10 
Sonnabend, 20. November,, 10–17 Uhr, Leipzig
Workshop Ostdeutschland – alternative Entwicklungsmöglichkeiten
oder Mezzogiorno? Anknüpfend an die Positionen der MEMORAN-
DUM-Gruppe sollen Gegenkonzepte zur neoliberalen Regierungspolitik
erörtert werden. Mit Dr. Ulrich Busch, Berlin; Karl Mai, Halle; Dr. Cor-
nelia Heintze, Leipzig; Ronald Weckesser, MdL, Dresden; Karl-Friedrich
Zais, MdL, Chemnitz; Prof. Dr. Berthold Kühn, Dresden; Dr. Hans-Georg
Draheim, Dr. Horst Hesse, Leipzig. Moderation: Prof. Dr. Joachim Tesch,
Leipzig. Da die Teilnehmerzahl begrenzt ist, wird um Voranmeldung
gebeten. Rückfragen: <mailto: JTesch@t-online.de> 
Ratskeller, Lotterstr. 1 
Dienstag, 23. November, 19 Uhr,  Dresden
Linkes Denken: Georg Lukács – Ontologie des gesellschaftlichen
Seins. Eine Grundlage zur Erneuerung Marxschen Denkens? Mit
Dr. Konrad Haase, Dresden 
„WIR AG“, Martin-Luther-Str. 21
Dienstag, 23. November, 18 Uhr, Leipzig
StipendiatInnenseminar Konkurrierende Konstruktionen von Natio-
nalität und Regionalität: Zwei britische Sonntagszeitungen. Mit Tho-
mas Kachel, Stipendiat  
Harkortstr. 10
Mittwoch, 24. November, 18 Uhr, Leipzig
Buchvorstellung Boomtown Leipzig. Ein erregendes und kritisches
Buch über die Entwicklung der sächsischen Metropole. Mit dem
Autor Helge-Heinz Heinker, Leipzig
Harkortstr. 10
Freitag, 26. November, 18 Uhr, Zwickau
Vortrag und Seminar Arbeitslos und selbst schuld daran? Psychologi-
sierung der Ursachen und Folgen von Arbeitslosigkeit aus der Sicht der
Kritischen Psychologie des Marxisten K. Holzkamp. Mit Tom Pappe-
ritz, Berlin. In Zusammenarbeit mit dem DGB-Bildungswerk 
Haus der Gewerkschaft, Bahnhofstr. 68–70
*** Die Veranstaltung wird gemeinsam mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung,
Gesellschaftsanalyse und politische Bildung e. V. durchgeführt.
Die Veranstaltungen sind für jedermann offen.

Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen e.V.
!: 0341-9608531,  Fax: 0341-2125877

VERANSTALTUNGEN
BBUCHHANDLUNGUCHHANDLUNG R RIJAPIJAP

GbR
Literatur für SIE

Im November neu bei uns:
Spionage für den Frieden. Konferenz am 7. Mai 2004 in Berlin.

Alle Referate und Beiträge. edition ost, 10 Euro
Hans Weiss, Ernst Schmiederer: Asoziale Marktwirtschaft.

Kiepenheuer & Witsch, 19,90 Euro
Leipzig in Trümmern. Das Jahr 1945 in Briefen, Tagebüchern

und Fotografien. Lehmstedt, 19,90 Euro

Wir beschaffen jedes lieferbare Buch.
Wir liefern in Leipzig frei Haus! In alle anderen Orte Sachsens

für geringes Porto!

Bestellen Sie per Telefon, Fax oder Internet
! 0341 - 9 11 01 70,  Fax: 0341 - 9 11 01 71

www.buchhandlung-rijap.de
In Leipzig finden Sie uns in der 

Filiale Axispassage
04159 Georg-Schumann-Str. 171

Filiale Eutritzscher Zentrum
04129 Wittenberger Str. 83

Filiale Büchermarkt Mockau Center
04357 Mockauer Str. 123                              

ISOR e. V.
Isor e.V. führt Beratungen für
Rentner und angehende Rent-
ner durch, die Mitarbeiter der
bewaffneten Organe und der
Zollverwaltung der DDR wa-
ren.
Die Sprechstunden finden an
jedem vierten Mittwoch des
Monats von 16 bis 18 Uhr im
Stadtteilzentrum Messemagis-
trale, Straße des 18. Oktober
10 a, 04103 Leipzig, statt.

Carl-Schorlemmer-Apotheke
Inhaber:
FSD PhR Friedrich Roßner
Fachapotheker für
Allgemeinpharmazie
KarlsruherStraße 54
04209 Leipzig

Telefon (03 41) 4 22 45 58
Arzneimittel-Information
Arzneimittel-Abgabe

Telefon/Fax (03 41) 4 12 71 91
Büro / Apothekenleiter

Initiative 
Christliche Linke

20. 11., 11–13 Uhr, Gemeindesaal
der Nikolaikirche Leipzig: Wohin
geht der Nahe Osten? Zur aktuel-
len Situation im Irak und in Palä-
stina. Mit Dr. Ingrid Mährdel 

Deutscher
Freidenker-Verband
Leipzig, Gottschedstr. 31(HH)

26. 11., 16.30 Uhr:  Über „Tätig-
sein als Sinn des Lebens“. Im
Gespräch mit Eberhard Bertram

Theatrium
Leipzig, Miltitzer Allee 52

16. und 17. 11., 18 Uhr: Is(s)
was?! Jugendtheaterprojekt über
Essstörungen – ab 13 Jahre
26. und 27. 11., 19 Uhr: Blau 1 + 2
> 3. Jugendtheaterperformance – ab
13 Jahre

Erweiterte Annahmezeiten für ALG II-Anträge
Zusätzlich zu den bekannten Öffnungszeiten sind die zentrale
Annahmestelle in der Axis-Passage, Georg-Schumann-Str. 175
sowie alle Geschäftsstellen in Delitzsch, Eilenburg, Borna und
Geithain an folgenden Sonnabenden zur Annahme der Anträge

geöffnet: 13. 11., 20. 11., 27. 11. und 4. 12.   

Wir gratulieren im Namen vieler
Dr. Hans-Joachim Wienhold zum 70. Geburtstag

Lieber Hans, Freund und Gefährte,
von ganzem Herzen grüßen wir dich zu deinem
Ehrentag. Lass dir danken für deine rastlose, kluge
und gestaltende Arbeit, für deine Freundlichkeit,
deine nachdenkend-orientierende und warmherzig
vermittelnde Art. Wir wünschen dir Glück auf dem
Weg, viele Jahre Gesundheit, immer neue Kraft,
Wohlergehen und Erfüllung im Kreise deiner Lieben
und mit uns. Bleib wie du bist. Wir brauchen dich.
Leipziger Komitee für Gerechtigkeit Leipziger Friedenszentrum
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Lesen ist gefährlich
Ein Jürgen Heise aus 04703 Leipzig,
der in meinem Telefonbuch leider
nicht auffindbar war (sonst hätte ich
mich nur zu gerne ein bisschen mit
ihm unterhalten), findet es via LVZ-
Leserpostseite bedenklich, wenn ein
Lehrer den Besuch seiner Klasse im
ehemaligen KZ Buchwald  mit Bruno
Apitz’ Buch „Nackt unter Wölfen“ vor-
bereitet. Denn: Der Roman nahm es
mit der Wahrheit nicht so genau! 
Nun ist es für gebildete Leute ja kein
Geheimnis, dass ein Roman ein  Ro-
man ist, auch wenn der Autor mitun-
ter auf tatsächliches Geschehen zu-
rückgreift – dies aber dann eben lite-
rarisch verdichtet. J. Heise aber emp-
fiehlt kategorisch: „Lehrer, die ihren
Schülern nützen wollen, sollten Bru-
no Apitz einfach mal ungelesen im
Regal stehen lassen.“
Ist das Lesen guter Literatur so ge-
fährlich in diesem Staat?
Und: Wem nützt die Veröffentlichung
solcher Lesermeinungen?

• MILIANE MAUS

Es gibt zwei Methoden, 
die Welt zu betrachten. Die eine
benutzt ein Vergrößerungsglas, 

die andere eine Augenbinde.

• REINHARD LOCHNER

LN-Grafik-Aktion zum
Jahresende 2004
Neue Grafikmappe von Marc Ranstetter
Unser Grafiker Hans-Jürgen Berg hat auch in diesem Jahr exklusiv für Leipzigs Neue einige seiner politisch-sati-
rischen Fotografiken, die zum Teil auch in den LN-Ausgaben 2004 veröffentlicht waren, farbig aufbereitet und bie-
tet sie hier in einer Mappe zu je 6 Blättern zum Kauf an. Die Grafiken sind im Format DIN A4 digital auf Karton,
zwei Grafiken auf Fotopapier, gedruckt. Die Auflage ist auf 100 Stück limitiert, alle Blätter sind mit dem Pseudonym
“Marc Ranstetter” handsigniert. Deshalb nicht lange warten und schnell bestellen. Die Auslieferung erfolgt in der
Reihenfolge der eingehenden Bestellungen bis zum 20. Dezember 2004, also rechtzeitig vor Weihnachten.
Eine komplette Mappe kostet 15 Euro, wovon 3 Euro dem Verein “Projekt Linke Zeitung e.V.” als Spende zugute
kommen.

oben von links nach rechts:
- Hartz 4: Plakat für einen schlech-
ten Film.
- Täglich Frauentag und sie könnte
wieder lächeln.
- Guten Appetit: Die Suppe zum
Auslöffeln.
darunter von links nach rechts:
- Unser Kanzler - gewappnet für
Ostdeutschland
- Esser, Zwickel, Ackermann: Rette
sich wer kann.
ganz unten:
- Nullanpassung: Rentner bitte hier
ablegen.
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